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1. Einleitung 

1.1 Motivation der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit einem Thema, welches seit 

Jahren diskutiert wird, nämlich der Frage, ob und wenn wie die Schienen-

infrastruktur der DB AG vom Betrieb getrennt werden sollte. Diese grund-

sätzliche Frage gewinnt derzeit mit dem geplanten Börsengang der DB 

AG zusätzliche Brisanz, auch deswegen weil mit dem Börsengang Teile 

des öffentlichen Eigentums an der Infrastruktur eines ganzen Verkehrsträ-

gers zumindest teilweise in privates Eigentum übergehen würden. Es gibt 

eine breite öffentliche und private Diskussion, im Rahmen derer Kritik ge-

übt und vermeintliche Verbesserungsvorschläge gemacht werden. 

Da bei dieser Thematik sehr unterschiedliche Sichtweisen von teilweise 

sehr unterschiedlichen Gruppen und Institutionen vorliegen, sind auch die 

grundsätzlichen Positionen und Argumentationsweisen bei der Beantwor-

tung der grundsätzlichen Frage, wie das Schienenverkehrssystem in 

Deutschland organisiert und strukturiert werden sollte, vielfältig. 

Hinzu kommt, dass sich diese Frage auch aus wissenschaftlicher Per-

spektive einer einfachen Beantwortung entzieht. Das Schienenverkehrs-

system ist äußerst komplex. Eine Vielzahl von Prozessen und Personen 

müssen an unzähligen Schnittstellen miteinander verzahnt werden, um ein 

attraktives Angebot effizient zu produzieren, welches den wichtigsten 

Wettbewerber, die Straße konkurrieren kann.  

Sowohl aus Volkswirtschaftlicher als auch aus betriebswirtschaftlicher 

Sicht ist die Beantwortung alles andere als trivial. Dies liegt an den vielen 

spezifischen Besonderheiten des Verkehrsträgers Schiene und der Tatsa-

che, dass es aus organisatorischer und prozesstechnischer Sicht eine 

Vielzahl von möglichen Antworten gibt. Ein Blick auf Europa zeigt, dass 

verschiedene Modelle denkbar und umsetzbar sind.  

Die von der DB vertretende „betriebswirtschaftliche“ Position in dieser Dis-

kussion steht zu den „volkswirtschaftlich“ motivierten Forderungen der 

Trennungsbefürworter, welche in vielen politischen Parteien eine Mehrheit 

haben, in einem scheinbar unvereinbaren Gegensatz.  
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Im Rahmen dieser Arbeit wird versucht, über eine Analyse der Zielsyste-

me des Unternehmens DB und des Staates Gemeinsamkeiten herauszu-

filtern und darauf aufbauend eine mögliches Organisationsmodell zu skiz-

zieren, welches von beiden Seiten akzeptiert werden könnte und gleich-

zeitig den gesamtwirtschaftlichen Nutzen weitestgehend maximiert. 

1.2 Vorgehensweise 

Hinter den unterschiedlichen Positionen der Befürworter und Gegner der 

integrierten Bahn stehen oft grundlegende wirtschaftswissenschaftliche 

Denkmodelle und Konzepte. Diese werden im ersten Teil dieser Arbeit 

kurz skizziert (Kapitel 2). Darüber hinaus werden die Besonderheiten des 

Verkehrsmarktes aus wirtschaftwissenschaftlicher Sicht dargestellt und 

daraus folgende gesamtwirtschaftliche Implikationen erläutert (Kapitel 3). 

Die im Jahre 1994 umgesetzte Bahnreform und die organisatorische Ent-

wicklung der DB wird beschrieben und die seitdem erzielten Ergebnisse 

anhand der Ziele der Bahnreform erläutert. Im Rahmen dieser Be-

standsaufnahme wird auch ein Überblick über die Kostenstrukturen im 

Schienenverkehr gegeben und die entscheidende Rolle der Infrastruktur 

dargestellt (Kapitel 4). 

Daran anschließend werden verschiedene Formen der Trennung in ihren 

Grundzügen vorgestellt (Kapitel 5). Mit einer Auswertung der Entwicklung 

in den europäischen Schienenverkehrsmärkten wird anschließend ver-

sucht, einen empirischen Zusammenhang von Organisationsform und 

Marktergebnis abzuleiten (Kapitel 6).  

Bei der anschließenden Analyse erfolgt eine Fokussierung auf die Sicht 

der DB und die des Staates. Deren jeweiligen Zielsysteme werden detail-

liert analysiert und es wird ein Bewertungsschema zur Einschätzung des 

gesamtwirtschaftlichen Nutzens entwickelt (Kapitel 7).  

Darauf aufbauend werden die zwei Organisationsformen, die sich in der 

öffentlichen Diskussion diametral gegenüberstehen, der „integrierte Ver-

bundkonzern“ und das ausgegliederte „Staatliches Schienennetz“ dahin-

gehend bewertet, inwieweit die einzelnen Ziele von Staat und Unterneh-

men durch die jeweilige Organisationsform am ehesten unterstützt wer-

den. Hierbei werden die Vor- und Nachteile kritisch gegeneinander abge-
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wogen und es wird eine gesamtwirtschaftliche Bewertung durchgeführt 

(Kapitel 8).  

Nach einem Zwischenfazit wird ein Organisationsmodell vorgestellt, wel-

ches zwischen den beiden extremen Ausprägungen „Integrierte Bahn“ und 

„Staatliches Schienennetz“ liegt und als Kompromisslösung den Zielen 

von Staat und Unternehmen weitestgehend gerecht würde (Kapitel 9). 

Zum Abschluss werden aus den Erkenntnissen der Arbeit Handlungsemp-

fehlungen für die DB und den Staat abgeleitet (Kapitel 10).  

2. Theoretische Grundlagen 

2.1 Die unsichtbare Hand des Marktes 

In dieser Arbeit treffen betriebswirtschaftliche Wirkungsmechanismen und 

Betrachtungsweisen auf volkswirtschaftliche. Während die DB naturge-

mäß einen betriebswirtschaftlichen Standpunkt vertritt, argumentieren Ver-

treter von Parteien bzw. der öffentlichen Hand eher volkswirtschaftlich 

bzw. ordnungspolitisch. Allerdings muss dies kein Widerspruch sein. Seit 

der Veröffentlichung des Buches „Vom Wohlstand der Nationen“1 von A-

dam Smith, mit dem auch die moderne Nationalökonomie begründet wur-

de, ist es ein allgemeines Dogma der Wirtschaftstheorie, dass bei einem 

funktionierenden Wettbewerb2 in einem Markt das eigennützige Ge-

winnstreben der einzelnen (Unternehmen) die Gesamtwohlfahrt der Ge-

sellschaft erhöht3. Allerdings gilt dies nur unter bestimmten Bedingungen4. 

Insbesondere dann, wenn der Wettbewerb nur eingeschränkt oder über-

haupt nicht funktioniert, können ordnungspolitische Maßnahmen oder an-

dere staatliche Eingriffe in den Markt notwendig sein. Monopole werden 

zum Beispiel immer für schädlich gehalten und sind im Allgemeinen in-

dustriepolitisch nicht erwünscht5. 

                                            
1 Smith (1999) 
2 Zur Theorie des Wettbewerbs vgl. auch Becker (2004, S.1ff) 
3 Für einen kurzen prägnanten Überblick über die Theorie der unsichtbaren Hand siehe Tiwari. (2004) 
4 Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit den notwendigen Rahmenbedingungen für ein Funktionieren der 

„unsichtbaren Hand“ siehe Hopp (2004) 
5 Für eine kurzen prägnanten Überblick über Monopole und Marktversagen siehe Thiemer (2004) 
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2.2 Das natürliche Monopol 

Es gibt allerdings auch bei Monopolen Sonderfälle wie das „natürliche 

Monopol“. Dieses zeichnet sich dadurch aus, dass es prinzipiell besser ist, 

wenn ein Unternehmen alles produziert.  

Wichtiges Merkmal natürlicher Monopole sind mit der Ausbringungsmenge 

sinkende Durchschnittskosten. Die Ursachen dafür, dass die Stückkosten 

in einem Unternehmen kontinuierlich sinken, sind „Economies of Scale“ 

also Größenvorteile oder „Economies of Scope“, auch Verbundvorteile 

genannt6.  

 Größenvorteile treten insbesondere bei Massenproduktionen auf. Oft 

entstehen sie dadurch, dass hohe Fixkosten unabhängig von der pro-

duzierten Menge auf die einzelnen Produkte umgelegt werden (müs-

sen).  

 Verbundvorteile treten dann auf, wenn mehrere Güter preiswerter von 

einem Unternehmen hergestellt werden können als von vielen. 

Mathematisch ausgedrückt sind in natürlichen Monopolen die Kostenkur-

ven subadditiv und die Durchschnittskosten sind über den gesamten be-

trachteten Verlauf der Kostenkurve hinweg streng monoton fallend. Su-

badditivität bezeichnet in der Industrieökonomie einen Zustand, in dem es 

weniger kostet alle Güter zusammen herzustellen, als dies getrennt zu 

tun. Es ist eine notwendige Bedingung für ein natürliches Monopol. 

2.3 Infrastrukturmonopole mit Drohpotentialen 

2.3.1 Infrastrukturmonopole 

Man trifft natürliche Monopole häufig im Bereich der leitungsgebundenen 

Versorgung von Wirtschaft und Bevölkerung an. Insbesondere in infra-

strukturlastigen Branchen wie Elektrizität7, Telekommunikation8 und in 

Transportmärkten wie Eisenbahn- und Luftverkehr werden natürliche Mo-

                                            
6 Vgl. auch Thiemer (2002, S.7ff) 
7 Für eine ausführliche Analyse der derzeitigen Situation im Energiemarkt siehe Hellwig (2004) 
8 Eine spezifische Analyse des Kommunikationssektor findet sich in Knieps/ Weizäcker (1989) 
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nopole vermutet9 und von diesen auch als Argument genutzt, um ihren 

wettbewerblichen Ausnahmebereich zu schützen. 10. 

Sie alle eint, dass für die Leistungserbringung eine aufwändige Infrastruk-

tur notwendig ist. Die Investitionen in die Infrastruktur sind –meist hohe- 

Fixkosten. Im Vergleich zu diesen sind die variablen Kosten, die bei der 

Leistungserbringung anfallen, vergleichsweise gering. Bis zu einer be-

stimmten, manchmal sogar bis zur vollen Auslastung der Infrastruktur gilt 

oft das Nichtrivalitätsprinzip im Konsum 11. Dementsprechend sind die va-

riablen Kosten relativ konstant und die Durchschnittskosten sinken konti-

nuierlich12.  

X*

GK
DK

X

p

Kosten

NE

p*

Hohe Fixkosten

Geringe, fast
konstante

Grenzkosten

Sinkende 
Durchschnittskosten

 

Abb. 1: Natürliches Monopol mit hohen Fixkosten 

Auf den ersten Blick ist diese Situation weder für das Unternehmen noch 

für den Staat erschreckend. Es muss eben nur einer für alle produzieren. 

Bei näherem Hinsehen zeigen sich spezifische Problematiken eines natür-

lichen Monopols:  

                                            
9 Einen Überblick über die industrieökonomische Analyse von natürlichen Monopolen mit großen Infrastruktu-

ren gibt Beckers (2004)  
10 Siehe auch die Definition des natürlichen Monopols in Dichtl /Issing (1994)  
11 Das Nichtrivalitätsprinzip bedeutet, dass kein Individuum ein anderes durch seinen Konsum stört. Bis zum 

Erreichen der Kapazitätsgrenze gibt es keinerlei Rivalität bei der Nutzung. Nichtrivalität tritt oft im Zusam-
menhang mit öffentlichen Gütern auf. Siehe hierzu Köppen. (2004, S. 4) 

12 Ein Beispiel für eine solche Nichtrivalität ist ein Glasfaserkabel, welches nach Übersee verlegt wird. Es treten 
hohe Fixkosten auf, die Nutzung bringt nur minimale Kosten mit sich. 
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2.3.2 Monopolmissbrauch 

Wie bei jedem anderen Monopolisten auch besteht im natürlichen Mono-

pol die Gefahr, dass das Unternehmen seine Monopolmacht missbraucht 

und seinen Gewinn zu Lasten der Konsumenten maximiert13.  

Dies kann das Unternehmen entweder dadurch tun, dass es den Preis 

festlegt oder die produzierten Mengen. Solange durch eine Senkung des 

Preises der Gewinn steigt, wird der Monopolist sein Angebot ausweiten. In 

dem Moment jedoch, in dem die Verluste durch die Preissenkung ,–die ja 

bei fehlender Möglichkeit zur Preisdiskriminierung an alle Kunden weiter-

gegeben werden muss-, die Gewinne durch den zusätzlichen Umsatz ü-

bertreffen, wird der Monopolist keine weiteren Preissenkungen mehr vor-

nehmen.  

Dieser Punkt wird auch Cournot-Punkt genannt. In diesem ist der Grenzer-

trag gleich den Grenzkosten. Wo er liegt, hängt von der Elastizität der 

Nachfrage ab, die von der Preis-Absatzfunktion beschrieben wird. Die E-

lastizität gibt wieder, wie sensibel die Konsumenten auf Preisänderungen 

reagieren.  

 

Abb. 2 : Mögliche Preissetzung im Monopol14 

Unglücklicherweise liegt der Monopolpreis immer höher als der Preis, der 

in einem Konkurrenzmarkt erzielt wird. In einem Konkurrenzmarkt würde 

                                            
13 Für einen Überblick über die Markt- und Preistheorie siehe Wied-Nebbeling (1997) 
14 Eigene Abbildung 
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der Preis zumindest theoretisch den Grenzkosten entsprechen. Dieses 

Monopolverhalten ist wohlfahrttheoretisch unerwünscht, da in dem be-

trachteten Markt zu kleine Mengen zu einem zu hohen Preis produziert 

würden, was Wohlfahrtsverluste mit sich bringt. In solchen Fällen wird oft 

ein Marktversagen vermutet, welches wiederum staatliche Eingriffe in den 

Markt legitimiert. 

2.3.3 Potentieller Wettbewerb 

Im Rahmen der Weiterentwicklung der Industrieökonomie wurde gegen-

über dieser Argumentation eingeworfen, dass in einem angreifbaren Markt 

doch der potentielle Wettbewerb den Monopolisten zähmen würde. In dem 

Fall, in dem die Monopolmacht nicht staatlich sichergestellt würde, in der 

es also kein Markteintrittsverbot für Dritte gäbe, wäre der Markt „bestreit-

bar“ (contestable)15 und Wettbewerber würden in dem Moment in den 

Markt eintreten, in dem die möglichen Gewinne durch ein preiswerteres 

und/oder qualitativ höherwertiges Angebot für sie attraktiv wären. Diese 

Disziplinierung würde ausreichen, um zu bewirken, dass der Monopolist 

sich immer in der Nähe des Preises in einem Konkurrenzmarkt bewegen 

müsste.  

Nun müssen allerdings Markteintrittsbarrieren beachtet werden, die es in 

vielen Märkten gibt. Diese können unterschiedlicher Art sein16. Im Rahmen 

des natürlichen Monopols werden oft die Drohpotentiale des Monopolisten 

durch irreversible Kosten als entscheidende Markteintrittshemmnisse an-

gesehen. 

2.3.4 Drohpotentiale durch versunkene Kosten 

Irreversible Kosten treten häufig im Zusammenhang mit infrastrukturlasti-

gen Unternehmen auf. Ein Strasse oder Wasserleitung kann man nicht 

einfach und schnell auf einem Gebrauchtmarkt wieder zu Geld machen. 

Diese Infrastrukturinvestitionen müssen dementsprechend in die kurzfristi-

ge Kostenkalkulation nicht eingehen, da sie keiner anderen Verwendung 

                                            
15 Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem Konzept der „bestreitbaren Märkte“ (Contestable markets) 

siehe auch Panzar/Willig (1977), Beaumol (1992), Knieps (1996), Knieps (2004) 
16 Siehe zu möglichen Eintrittsbarrieren Lyons (1993) 
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zugeführt werden können; sie sind in der internen Unternehmensbetrach-

tung „versunken“. 

Dadurch kann der Monopolist gegenüber einem „Markteindringling“ dro-

hen, seinen Preis bis auf die variablen Kosten zu senken und so das Ge-

schäft für diesen unrentabel machen. Dieses Drohpotential schützt den 

Monopolisten vor „Eindringlingen“ und ermöglicht es ihm, seine Monopol-

macht zu nutzen17.  

 

Abb. 3 : Drohpotentiale durch irreversible, „versunkene“ Kosten18 

Sollte ein neuer potentieller Marktteilnehmer sich trotzdem dazu ent-

schließen, mit einer eigenen Infrastruktur in den Markt einzusteigen, be-

steht andererseits die Gefahr der ruinösen Konkurrenz, da die Preise bis 

auf die Grenzkosten gedrückt werden könnten. Da diese aber wegen der 

besonderen Kostenstruktur immer unter den Durchschnittskosten liegen, 

könnten in dem Fall keine ausreichenden Reinvestitionen für eine langfris-

tige Lebensfähigkeit des Marktes getätigt werden.  

Ein weiterer Schutz für einen natürlichen Monopolisten besteht darin, dass 

der Aufbau einer eigenen Infrastruktur durch einen Wettbewerber im Markt 

oft nur teilweise, manchmal sogar gar nicht möglich ist. Da eine neue bzw. 

parallele Infrastruktur in industrialisierten Staaten meistens auf eine exis-

tierende Infrastruktur aufsetzt, ist sie mit infrastrukturellen Engpässen und 

                                            
17 Vgl. hier und im folgenden Knieps (2003, S.4ff) 
18 Eigene Darstellung 
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Knappheiten konfrontiert19. Diese können je nach Markt in unterschiedli-

cher Intensität auftreten. Aber selbst, wenn eine solche Duplizierung mög-

lich wäre, ist sie aus volkswirtschaftlichen (suboptimale Produktion, exter-

ne Effekte) und politischen Gründen meist gar nicht erwünscht. 

2.3.5 Wohlfahrtstheoretische Konsequenzen 

Der „natürliche“ Monopolist mit irreversiblen Kosten hat damit den Vorteil, 

dass er potentielle Wettbewerber diskriminieren, also aus dem Markt he-

raushalten kann. Durch die Monopolstellung gibt es wiederum keine An-

reize für das Monopolunternehmen, seine Produktivität zu steigern und 

innovativ zu sein.  

Hinzu kommt, dass in natürlichen Monopolen selbst bei ausreichendem 

Wettbewerbsdruck durch potentielle Wettbewerber und/oder Substitute 

kein optimales Marktergebnis zustande kommen kann.  

Dies liegt an den Besonderheiten der Kostenfunktion von Infrastruktur-

betreibern. Hohe Fixkosten und relativ konstante Grenzkosten führen zu 

(bis zur Kapazitätsgrenze) stetig fallen Durchschnittkosten. Diese liegen 

jedoch immer über den Grenzkosten, da sie ja den Grenzkosten plus ei-

nem Anteil an den Fixkosten entsprechen.  

Wenn der Preis bis auf die Grenzkosten gesenkt wird, was wohlfahrtstheo-

retisch optimal wäre, liegt er unter den Durchschnittskosten, was bedeutet, 

dass das Unternehmen einen Verlust macht. Allerdings wäre die Gesamt-

wohlfahrt durch diesen Markt, gemessen als Summe von Konsumenten 

und Produzentenrente, maximiert.  

Umgekehrt wäre ein Preis, der den Durchschnittkosten entspricht, für das 

Unternehmen zwar nicht mit Verlusten verbunden, aus volkswirtschaftli-

cher Sicht aber auch nicht optimal, da ja die Zahlungsbereitschaft für eine 

zusätzliche Einheit immer noch über den variablen Kosten liegen würde. 

                                            
19 Für eine Analyse von Engpässen und Knappheiten in Netzen siehe Knieps (2004) 
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Abb. 4 : Wohlfahrtsverlust in einem natürlichen Monopol20 

Lösungsansätze hierfür sind:  

 Ein zweistufiges Preissystem21: Ein solches ist aber auch nicht un-

problematisch wie der erfolglose Versuch der Einführung eines zweistu-

figen Trassenpreissystems bei der Bahn im Jahr 1998 aufgezeigt hat22.  

 Preisdiskriminierung: Von unterschiedlichen Kunden werden unter-

schiedliche Preise genommen. Dies ist ebenso mit praktischen und 

rechtlichen Problemen behaftet23 

 Subventionierung: Der Staat kommt für die Kostenunterdeckung auf. 

Dies bringt aber Wohlfahrtsverluste an anderer Stelle mit sich. 

2.4 Staatliche Eingriffe bei natürlichen Monopolen 

Die Konsequenz der theoretischen Untersuchungen von natürlichen Mo-

nopolen war, dass sie im Zusammenhang mit irreversiblen Kosten als 

klassischer Fall von Marktversagen angesehen wurden.  

                                            
20 Eigene Abbildung 
21 Vgl. Thomas (2001, S.12) 
22 Siehe hierzu das ausführliche Gutachten von Ewers / Ilgmann (2000,S.1ff) 
23 Vgl. Thomas (2001, S.12) 



Master Thesis  Trennung von Netz und Betrieb 

  Seite 11 

 

Abb. 5: Irreversibilität und Subadditivität: Marktversagen24 

Die Irreversibilität der Kosten in Kombination mit Größenvorteilen erfordert 

einen Eingriff des Staates. Dieser kann unterschiedlicher Art sein. 

2.4.1 Verstaatlichung 

Aufgrund des Marktversagens wurden natürliche Monopole lange als 

wettbewerbspolitische Ausnahmebereiche gesehen und deswegen unter 

staatlicher Regie geführt (Bundespost25, Bundesbahn, Flughäfen26, etc.). 

Zudem spielten auch übergeordnete staatliche Ziele wie die Gewährleis-

tung von bestimmten Leistungen zu gleichen Preisen für die gesamte Be-

völkerung aus Gründen der Daseinsfürsorge27 eine Rolle (Universal-

dienstprinzip28). 

Die Performance der über Jahrzehnte hinweg vor Wettbewerb geschütz-

ten staatlichen natürlichen Monopole wie Bundesbahn und Bundespost 

war in fast allen Sektoren schlecht bis katastrophal29. Dies führte dazu, 

dass der Staat diese Bereiche massiv subventionieren musste bei gleich-

zeitig schlechter Qualität der Leistungserbringung.  

Wissenschaft und Politik30 waren sich dann in den 80er Jahren darüber 

einig, dass die fehlenden Wettbewerbskräfte gekoppelt mit den fehlenden 

Produktivitätsanreizen in staatlichen Unternehmen Ursache für diese uner-

                                            
24 Abbildung gemäß Kruse (2001,S.11) 
25 Eine detaillierte Analyse zur Privatisierung der Post gibt das BMWA (2002,S1.ff) 
26 Eine ausführliche Analyse der Privatisierung und Reregulierung der deutschen Flughäfen gibt Beckers, et. 

al.(2003) 
27 Vgl. Knieps (2003,S.2) 
28 Vgl. zu Post BMWA (2002, S.6f); bezüglich dem Universaldienstprinzip in der Telekommunikation Thie-

lo(2000) 
29 Vgl. zur Bundesbahn Schneider (1995, S.35ff) 
30 Zum neuen Verständnis der Staatsaufgaben siehe Kurth (2005, S.1ff) 
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freuliche Entwicklung waren. Dementsprechend wurde versucht durch Li-

beralisierung31, also Deregulierung und Privatisierung die Marktergebnisse 

in diesen Märkten zu verbessern und so auch den Staatshaushalt zu ent-

lasten32. 

2.4.2 Liberalisierung33 

Bislang wurde stillschweigend davon ausgegangen, dass die betrachteten 

Unternehmen bzw. Staatsmonopole in ihrer Gesamtheit ein natürliches 

Monopol bilden. Viele staatlich geschützte Monopole umfass(t)en die ge-

samte Wertschöpfungskette von der Vorhaltung der Infrastruktur bis zur 

Erbringung der gesamten oft vielfältigen Leistungen auf derselben: Sie 

waren vertikal und horizontal integriert. Und dies, obwohl aus Sicht vieler 

Wissenschaftler, nur die Infrastrukturen ein natürliches Monopol im enge-

ren Sinne waren. Während die Infrastruktur alle Merkmale eines natürli-

chen Monopols aufweist, trifft dies für den Betrieb auf selbiger oft nicht zu. 

Hinzu kommt, dass sowohl die zugrunde liegenden Netze als auch die 

darauf stattfindenden Dienst- oder Versorgungsleistungen oft nicht in ihrer 

Gesamtheit den Kriterien eines natürlichen Monopols mit dementspre-

chenden Größenvorteilen und Verbundvorteilen entsprechen34. 

Bei dem Versuch, die Effizienz in den jeweiligen Märkten durch mehr 

Wettbewerb zu erhöhen, gibt es zwei grundsätzliche Stoßrichtungen35.  

 Entflechtung und Deregulierung: Die Entflechtung beschreibt die Auf-

teilung des Unternehmen bzw. der Wertschöpfungskette im Markt in 

Segmente unter Beibehaltung möglichst vieler Größen- und Verbund-

vorteile. Soweit möglich wird der Markt dereguliert, indem Marktzu-

gangsschranken abgeschafft werden. Der entstehende Wettbewerbs-

druck soll die Effizienz des Marktes erhöhen.  

 Regulierung und Privatisierung: Eine zweite Stoßrichtung ist die Pri-

vatisierung des Unternehmens bzw. von Unternehmensteilen. Der in-

trinsische Anreiz zur Effizienzsteigerung, der privaten Unternehmen zu 

                                            
31 Zum Liberalisierungsbegriff siehe: Ewers (2002,S.3) 
32 Dies spielt angesichts der Maastricht-Kriterien eine immer größere Rolle. Siehe hierzu Deutsche Bundesbank 

(Hrsg.) (2005). 
33 Siehe ausführlich zu Liberalisierungsbemühungen der EU: DBB (2005)  
34 Vgl. hierzu auch Knieps (2003) 
35 Zur Liberalisierung und Privatisierung von öffentlichen Unternehmen seitdem siehe Dickhaus, Dietz (2004) 
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Eigen ist, soll hierbei die Effizienz des Marktes erhöhen. Soweit es sich 

bei privatisierten Unternehmensbereichen um „natürliche“ Monopole 

handelt, also gerade bei infrastrukturlastigen Unternehmensteilen, ist 

eine Regulierung36 notwendig, die einen Monopolmissbrauch verhin-

dert37. Beispielsweise sollte der Zugang zur Infrastruktur diskriminie-

rungsfrei für alle Marktteilnehmer erfolgen (Regulierung des Zugangs) 

und die Preise dürfen keinen Monopolaufschlag beinhalten (Regulie-

rung des Preises). Für die Regulierung des Preises gibt es unterschied-

liche theoretische Konzepte wie z.B. Ramseypreise38. In der Praxis 

werden vor allem „RPI-X“, „Kostenzuschlags-„ oder „Price-Cap verfah-

ren“39 angewandt. Ein anderer Ansatz, der auf Demsetz zurückgeht ist 

es, bei vorhandenen vertikalen Verbundvorteilen die Infrastruktur inklu-

sive der Bewirtschaftung für einen gewissen Zeitraum meistbietend zu 

versteigern.  

Gerade im letzten Jahrzehnt gab es, -auch unter dem Druck der EU40- -, in 

Deutschland41 und den meisten europäischen Länder starke Privatisie-

rungs- und Liberalisierungsbestrebungen42. Diese bezogen sich vor allem 

auf die Versorgungsmärkte Energie43, Verkehr, Wasser44, Telekommuni-

kation und Post45. Auch der Schienenverkehrssektor wird in ganz Europa 

schrittweise liberalisiert, allerdings mit unterschiedlichen Geschwindigkei-

ten. 

2.4.3 Fazit 

Welche Art der Liberalisierung und Privatisierung auch gewählt wird, ent-

scheidend für die Verbesserung des Marktergebnisses ist es, … 

 …dass möglichst wenig Verbund- und Größenvorteile aufgegeben wer-

den. 

                                            
36 Zu den Regulierungsnotwendigkeiten in den angesprochenen Sektoren siehe ausführlich VZBV 
(2003) 
37 Zur Theorie der Regulierung vgl. auch Brenck (2004 A) 
38 Zu Ramseypreisen siehe Brenck (2002, S.9f) 
39 Einen kurzen Überblick über diese drei Regulierungsverfahren gibt Brenck (2004 B) 
40 Für eine ausführliche Beschreibung der diesbezüglich verabschiedete Richtlinien und der beschlossenen „Ei-

senbahnpakete“ zur Liberalisierung siehe DBB (Hrsg.) (2005): 
41 Siehe eine ausführliche Analyse der Privatisierung von staatlichen Unternehmen bei Erdmaier (2001, S.20ff) 
42 Siehe hierzu auch CreditSuisse (2004), Pollak (2004, S.4ff) 
43 Siehe zu Wettbewerbsproblemen in Strommärkten Knieps 2003 (S.9ff) 
44 Vgl. Diekmann (2004) 
45 Für eine ausführliche Analyse der Liberalisierung und Privatisierung in der EU siehe Dickhaus / Dietz (2004). 
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 …dass die einmaligen Trennungskosten und die wiederkehrenden 

Transaktionskosten bei einer Entflechtung möglichst gering sind 

 …dass ausreichender Wettbewerbsdruck und damit Preis- und Quali-

tätsdruck entsteht 

 …dass die Altlasten, welche die ehemaligen Staatsunternehmen aus 

ihrer Historie heraus haben, nicht zu einer Benachteiligung im Wettbe-

werb und damit zu vom Staat zu tragenden Verlusten führen.  

Die Liberalisierung und Privatisierung der teilweise riesigen vertikal und 

horizontal integrierten europäischen Staatsbahnen stellt hierbei aufgrund 

ihrer großen Komplexität und starken technischen Verzahnung eine be-

sondere Herausforderung für die europäischen Staaten dar. 

3. Die Bahn als natürliches Monopol 

Die Staatsbahnen wurden lange als klassischer Fall eines natürlichen Mo-

nopols angesehen, da bei ihnen sowohl irreversible Kosten als auch Su-

badditivitäten vorlagen46: Sie zeichneten sich wie viele Unternehmen der 

leitungsgebundenen Versorgung dadurch aus, dass bei ihnen sowohl der 

Fahrweg als auch der Betrieb in den Unternehmen integriert waren.  

Diese Betrachtung des Schienenverkehrs als monolithischen Block stellt 

angesichts der offensichtlich unterschiedlichen Strukturmerkmale der Inf-

rastruktur und des Transports eine unzulässige Vereinfachung dar47. Eine 

stärkere horizontale und vertikale Ausdifferenzierung ist von Nöten48.  

3.1 Vertikale und horizontale Aufdifferenzierung 

3.1.1 Netz und Betrieb 

Das Vorhandensein von irreversiblen Kosten ist ein Kennzeichen für die 

Regulierungsnotwendigkeit eines natürlichen Monopols. Dass diese irre-

versiblen Kosten im Zusammenhang mit der Infrastruktur vorhanden sind, 

ist unbestritten. Auch die Subadditivität ist gegeben, da es äußerst unwirt-

                                            
46 Vgl. hier und im folgenden Knieps (2003, S.4ff) 
47 Vgl. auch Thomas(2001, S.5ff) 
48 Vgl. Hedderich (S.42ff) 
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schaftlich ist, viele parallele Strecken von verschiedenen Anbietern paral-

lel zu installieren, anstatt dass alle eine einzige zu nutzen49. 

Beim Transport auf einer gegebenen Infrastruktur hingegen gibt es keine 

irreversiblen Kosten im engeren Sinne50. Prinzipiell können Mitarbeiter 

eingestellt und entlassen, Fahrzeuge ge- und verkauft werden51, notwen-

dige Gebäude gekauft und oder angemietet werden. Natürlich treten bei 

diesen Transaktionen Kosten auf, die auch Marktzutrittshemmnisse dar-

stellen können. Allerdings sind diese grundsätzlich überwindbar, potentiel-

ler Wettbewerb ist möglich und somit eine Regulierungsnotwendigkeit 

nicht gegeben, jedenfalls solange der Zugang zur Infrastruktur diskriminie-

rungsfrei gewährleistet werden kann. Auch die Subadditivität (Größenvor-

teile) ist deutlich geringer ausgeprägt, aber natürlich vorhanden, insbe-

sondere bis zum Erreichen einer maximalen Auslastung der vorhandenen 

Fahrzeuge. 

Für die weitere Analyse der Trennungsdiskussion stellt sich die Frage,… 

 …ob nicht unter Umständen starke Verbundvorteile zwischen Netz und 

Betrieb vorhanden sind? 

 …ob diese sehr grobkörnige und grundsätzliche Betrachtung der Berei-

che Netz und Betrieb für eine Analyse ausreicht, oder ob nicht eine ho-

rizontale Ausdifferenzierung von Transport- und Netzsegmenten sinn-

voll ist52? 

 
Abb. 6: Mögliche Größen- und Verbundvorteile im Schienenverkehr53 

                                            
49 Dies gilt mindestens bis zur Kapazitätsgrenze. 
50 Im weiteren Sinne können auch Lernkosten als irreversible Kosten betrachtet werden. 
51 In Einzelfällen gibt es auch irreversible Investitionen in Fahrzeuge. Dies trifft beispielsweise für den Wagen-

park der S-Bahn Berlin zu, der nur auf dem Gleichstromnetz in Berlin eingesetzt werden kann. 
52 Vgl. Hedderich (1996, S.42ff) 
53 Eigene Abbildung.  
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3.1.2 Transportbereiche auf der Schiene 

Auf der Ebene des Betriebs, also dem Transport von Menschen und Gü-

tern auf dem Netz sind zumindest drei Bereiche zu trennen, die unter-

schiedliche Geschäftsmodelle und geringe bis keine Überschneidungen 

bei Personal, Fahrzeugen, etc. haben:  

 Personennahverkehr: Personennahverkehre werden -oft exklusiv- auf 

abgegrenzten Teilnetzen gefahren. Da sich diese Verkehre meist nicht 

rechnen, aber eine gemeinwirtschaftliche Funktion haben, werden sie 

vom Staat subventioniert. 

 Personenfernverkehr: Dieser verbindet die Ballungsgebiete (ICE) und 

mittlere Städte (IC) mit langläufigen Verkehren. 

 Güterverkehre: Der Transport von Gütern auf der Schiene erfolgt mit 

Ganzzügen für Massengüter, Einzelwagen oder im kombinierten La-

dungsverkehr (KLV). Systembedingt ist er bei weiten Transportweiten 

sinnvoll, da die Be- und Entladungsvorgänge an Terminals und Güter-

bahnhöfen im Vergleich zum eigentlichen Transport relativ teuer sind. 

Zwischen diesen gibt es im Betrieb dementsprechend nur geringe Subad-

ditivitäten und bei der DB sind sie folgerichtig auch in eigenen Geschäfts-

bereichen bzw. Geschäftsfeldern organisiert. Allerdings wurden der Nah- 

und Fernverkehr bei der DB bei der letzten Restrukturierung in einem Ge-

schäftsbereich zusammengefasst. 

Natürlich können auch zwischen diesen Bereichen Größenvorteile beste-

hen, wie zum Beispiel im Einkauf oder der Verwaltung. Nichtsdestotrotz 

erscheint diese grundsätzliche Aufteilung sinnvoll. 

3.1.3 Netzsegmente 

Auch beim Netz zeigen sich schon auf den ersten Blick Unterschiede zwi-

schen einzelnen Netzsegmenten54. Das reine und hoch ausgelastete S-

Bahn-Netz in Berlin ist mit einem schlecht ausgelasteten Mischnetz in 

Sachsen-Anhalt nur bedingt vergleichbar, es gibt keine direkten Schnitt-

stellen zwischen diesen und damit auch keine unmittelbaren Größenvor-

teile.  

                                            
54 Vgl. Hedderich (1996,S.46ff) 
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Angesichts offensichtlicher Netzeffekte55 und Größenvorteilen von Infra-

strukturnetzen ist bei der Abschätzung der Verbund- und Größenvorteile 

eine Aufteilung in Teilnetze sinnvoll, die möglichst wenige Schnittstellen 

untereinander haben. Dort sollten die Unternehmen bzw. Unternehmens-

bereiche ihre Schienenverkehre möglichst unabhängig voneinander be-

treiben. Insbesondere die langläufigen Güter- und Personenfernverkehre 

bestimmen einen großen Teil des Netzes, welches dann wegen vorhan-

dener Größenvorteile nicht mehr auf kleinere Segmente heruntergebro-

chen werden kann56. 

Mögliche Abgrenzungskriterien57 sind… 

 …die Zugfrequenz und damit die Netzauslastung 

 …die Anzahl auf ihr agierender Unternehmen, 

 …sowie die Netzsausbaustandards. 

Darauf aufbauend kann man das Schienennetz grundsätzlich aufteilen in:  

 Ein Fern- bzw. Ballungsnetz: Das Kernnetz wird vom Personenfern-

verkehr, Personennahverkehr und Güterverkehr mit hoher Frequenz 

befahren. Zu ihm gehören auch reine Güterverkehrs- und Hochge-

schwindigkeitsstrecken.  

 Einige Stadtnetze: Dies sind eng vertaktete Personennahverkehrsnet-

ze in Ballungsgebieten, wie zum Beispiel die S-Bahn-Netze. Sie werden 

meist nur von einem Unternehmen in sehr hoher Taktung bedient wer-

den. 

 Viele Regionalnetze: Diese liegen in ländlichen Gebieten und werden 

nur von wenigen, oft nur einem Unternehmen mit wenigen Verkehre be-

fahren. 

Betrachtet man vertikale Verbundvorteile und horizontale Größenvorteile 

in diesen Netzen, so lässt sich vermuten, dass…. 

 …bei Stadtnetzen Verbundvorteile zwischen Netz und Betrieb und 

Größenvorteile im Betrieb vorhanden sind. Die enge Taktung lässt kei-

nen Platz für dritte Wettbewerber auf dem Netz und erfordert eine 

                                            
55 Ein Beispiel für einen Netzeffekt ist die Vervielfältigung von möglichen Relationen bei dem Bau eines zusätz-

lichen Bahnhofes. Während durch einen zweiten Bahnhof zwei Relationen möglich sind, sind es bei dem Bau 
eines Dritten schon sechs mögliche Relationen.  

56 Vgl. Hedderich (S.43f) 
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schnelle integrierte Abstimmung von Netz und Transportunternehmen, 

die dann schnell und unbürokratisch erfolgen kann58.  

 …bei Regionalnetzen, die von wenigen Unternehmen nur schlecht 

ausgelastet sind, zumindest im Personenverkehr unterhalb einer kriti-

schen Auslastung Verbundvorteile dadurch bestehen, dass das Perso-

nal multifunktional eingesetzt werden kann und damit doppelte Beset-

zungen an den Schnittstellen von Netz und Betrieb vermieden werden 

können. Größenvorteile im Personennahverkehr sind aufgrund der ge-

ringen Auslastung ebenso vorhanden, beim durchlaufenden Güterver-

kehr hingegen kaum59. 

 …im Kernnetz die Verbundvorteile eher gering sind, da sich unter-

schiedliche Unternehmen mit dem Netz abstimmen müssen, was schon 

jetzt nur über eine Vielzahl von vertraglichen Regelungen möglich. We-

gen der hohen Frequenz sind die Schnittstellen soundso doppelt be-

setzt, so dass keine starken Verbundvorteile zu vermuten. Größenvor-

teile sind im Personenfernverkehr stärker vorhanden als im Güterver-

kehr60. 

3.2 Kostenminimierende Marktkonstellationen 

Wie Hedderich61 nachwies, implizieren unterschiedliche Verbund- und 

Größenvorteile unterschiedliche (theoretisch) kostenminimierende Markt-

konstellationen auf den jeweiligen Netzsegmenten: 

                                                                                                                        
57 Vgl. Thomas (2001,S.11ff) 
58 Vgl. Litra (2001,S.8) 
59 Fast jede Kostenfunktion ist im Bereich geringer Mengen subadditiv; Vgl. Haucap/ Heimeshoff(2005, S.5) 
60 Vgl. Haucap/ Heimeshoff(2005, S.5) 
61 Hedderich (1996) 
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Abb. 7: Kostenminimierende Marktkonstellationen im Verkehrsmarkt62.  

Nur wenn für und zwischen allen betroffenen Transportbereichen bzw. 

Netzsegmenten Größen- und/ oder Verbundvorteile nachgewiesen werden 

können, würde die kostenminimierende Marktkonstellation ein vertikal und 

horizontal integrierter Monopolist sein. Ebenso müssten übergreifende 

Größenvorteile (Subadditivitäten) für alle Netzsektoren aufgezeigt werden, 

um zu begründen, dass das Schienennetz für ganz Deutschland in einer 

Hand liegen muss.  

3.3 Schienenverkehr und Wettbewerb 

Unabhängig von der Segmentierung sind regulierende Eingriffe des Staa-

tes aufgrund der irreversiblen Kosten des Infrastrukturmonopols auf jeden 

Fall notwendig, um den Wettbewerb auf der Schiene zu stimulieren. Er 

muss einen Monopolmissbrauch verhindern und gleichzeitig für einen aus-

reichenden Effizienzdruck sorgen.  

                                            
62 Abbildung gemäß Hedderich (1996, S.47) 
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3.3.1 Intramodale Wettbewerbsmodelle 

Um den Wettbewerb im Schienenverkehr zu stimulieren und gleichzeitig 

vorhandene Verbund- und Größenvorteile zu wahren, wäre aus industrie-

ökonomischer Sicht folgendes Vorgehen angeraten:  

 Kern- und Ballungsnetz: Keine Verbund- und nur geringe Größenvor-

teile lassen einen freien Wettbewerb auf dem Netz ratsam erscheinen. 

Hierfür muss ein diskriminierungsfreier Zugang zum Netz gewährleistet 

werden. 

 Regionalnetz: Mögliche Verbundvorteile, aber klare Größenvorteile 

beim Personennahverkehr, keine beim Güterverkehr. Die Nahverkehrs-

bedienung sollte für einen bestimmten Zeitraum „meistbietend“ an ein 

Unternehmen gegeben werden. Dies entspricht einem „Subventions-
wettbewerb“ bzw. einem Wettbewerb um das Netz. Möglichen Güter-

verkehrsunternehmen ist diskriminierungsfreier Zugang zu gewähren.  

 Stadtnetze: Große Verbundvorteile und Größenvorteile ohne rivalisie-

renden Verkehre bzw. vernachlässigbarer Nachfrage. Tritt bei S- und U-

Bahn-Systemen auf. Netz und Betrieb sollten integriert über Subventi-

onswettbewerb versteigert werden. Je nach Netzgröße und Wettbe-

werbssituation besteht die Gefahr, dass der Betreiber über Know-how-

Vorteile und über Ressourcen Markteintrittsbarrieren aufbaut. Deswe-

gen ist dies nur bedingt zu empfehlen. Im Zweifel ist ein Subventions-

wettbewerb langfristig effektiver. 

3.3.2 Intermodaler Wettbewerb 

Wettbewerbsdruck kann auch durch parallele Märkte entstehen, die Sub-

stitute anbieten. Diese Art von Wettbewerb von Substituten nimmt allmäh-

lich auch in anderen Versorgungsbereichen, wie der Telekommunikation 

zu63, im Verkehrsmarkt64 gab es ihn schon immer. Dort steht die Schiene 

seit Jahrzehnten sowohl im Güterverkehr als auch im Personenverkehr 

einem mächtigen Wettbewerber gegenüber, der Strasse. Bei dieser Art 

von Wettbewerb spricht man von intermodalen Wettbewerb, dem Wettbe-

werb zwischen den Verkehrsträgern. Die Strasse hat als dominierender 

                                            
63 So entstehen z.B. im Telekommunikationsmarkt immer wieder konkurrierende Märkte mit Substituten wie der 

Mobilfunkmarkt oder neuerdings der Markt für Internettelefonie.  
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Verkehrsträger die Schiene schrittweise zu einem Schattendasein ver-

bannt.  

Der Wettbewerbsdruck durch die Straße wird dadurch verschärft, dass die 

Rahmenbedingungen der Straße und anderer Verkehrsträger deutlich 

günstiger sind als die der Schiene, da bei weitem nicht alle externen Kos-

ten65 internalisiert66 worden sind. Die Umweltkosten der Schiene sind 

deutlich geringer als die der Straße, ohne dass sich dies in den Kosten 

bzw. Preisen der Schiene niederschlägt. Aufgrund dieser Tatsache gibt es 

von verschiedensten Seiten die Forderung nach fairen Rahmenbedingun-

gen für die Schiene67.  

Ohne dass diese Benachteiligung schrittweise beseitigt wird und faire 

Rahmenbedingungen für die Bahn geschaffen werden, wird die vermehrte 

Verlagerung des zukünftigen Verkehrswachstums auf die Schiene wahr-

scheinlich nicht erreicht werden68.  

4. Strukturen im Schienenverkehr 

4.1 Strukturreformen 

4.1.1  Bahnreform 

Als ordnungspolitische Maßnahme, um die marode Staatsbahn69 zu sanie-

ren, den Staatshaushalt zu entlasten und mehr Verkehr auf die Schiene zu 

bekommen, wurde die Bahnreform70 beschlossen und im Jahre 1994 um-

gesetzt. Sie sollte über einen diskriminierungsfreien Zugang zum Netz den 

Wettbewerb stimulieren und die DB durch die Überführung in eine privat-

rechtliche Gesellschaftsform effektiver machen (AG Effekt).  

Die Bahnreform sah einen stufenweisen Ausgliederungsprozess71 vor.  

                                                                                                                        
64 Einen Überblick über den deutschen Verkehrsmarkt gibt das Statistische Bundesamt (Hrsg.) (2005) 
65 Zu externen Kosten in Verkerhssystemen siehe Feige (2002) sowie Huckestein/Verron (1996) 
66 Zur Internalisierung siehe Cansier (1999) 
67 Siehe beispielsweise Allianz pro Schiene (2005 A, S.1ff), (2005 B, S.5ff).Vgl. auch Mehdorn (2005): 
68 Vgl. auch Mehdorn (2005): 
69 Zur Historie der deutschen Bundesbahn vgl. auch ASG (2001, S.4f) und Ewers /Ilgmann (2001 A,S.1f) 
70 Vgl. ausführlich zur Bahnreform Aberle, G. / A. Brenner (1996) 
71 Zur Historie der Bahnreform siehe SCHIENEN-CONTROL (Hrsg.) (2002, S.4ff) 
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In der ersten Stufe im Jahr 1994 wurde die Deutsche Bundesbahn (DB), 

die deutsche Reichsbahn (DR) und das Vorratsvermögen Berlin (West) 

zuerst miteinander verschmolzen.  

Dann wurden alle nicht betriebsnotwendigen Grundstücke und Gebäude 

im „Bundeseisenbahnvermögen“ (BEV) zusammengefasst. Das BEV ü-

bernahm sämtliche Altschulden (35 Mrd. €)72 sowie alle Beamten und ü-

berstellte sie zu marktüblichen Konditionen an die DB AG. Kosten für ü-

berhöhte Personalbestände sowie Kosten der Reduzierung des Per-

sonalbestandes wurden der DB für neun Jahre vom BEV erstattet73. 

 
Abb.1: Die erste Stufe der Bahnreform74 

Der unternehmerische Teil wurde in einer Aktiengesellschaft ausgegrün-

det, der „Deutsche Bahn AG“, deren Anlagevermögen um 75% abgewertet 

(32 Mrd.€) wurde. 

Für die hoheitlichen Aufgaben wurde das Eisenbahnbundesamt (EBA) 

geschaffen, welches die hoheitlichen Aufgaben der Bahn innehat und als 

Aufsichts- und Genehmigungsbehörde auch den diskriminierungsfreien 

Trassenzugang überwacht.  

Die Trassen- und Stationspreise werden seit 1994 über einen einheitlichen 

Trassenpreis- bzw. Stationspreiskatalog geregelt, der von der DB entwi-

                                            
72 Vgl. FDP (2004, S.1) 
73 Vgl. Becker (2005, S.15): 
74 Abb. gemäß Galster (2005, Seite 5) 
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ckelt wurden. Diese Kataloge haben seitdem, auch aufgrund von öffentli-

cher Kritik75, allerdings einige Änderungen erfahren. 

In einer zweiten Stufe76 wurden 1999 die wesentlichen Geschäftsbereiche 

in Aktiengesellschaften ausgegründet, womit grundsätzlich eigenständige 

Einheiten geschaffen wurden, die unter dem Dach einer Holding, nämlich 

der Deutschen Bahn AG agierten. Basis der Ausgliederung war die funkti-

onale Ähnlichkeit sowie die Zusammengehörigkeit aus Kundensicht. 

 

Abb. 8: Die zweite Stufe der Bahnreform: DB AG Holding im Jahre 199977 

In einer dritten Stufe sollte die Holding ab 2004 aufgelöst und die schritt-

weise materielle Privatisierung der Bahn AG erfolgen. Allgemeiner Kon-

sens bestand zum Zeitpunkt des Beschlusses zur Bahnreform, dass die 

Schieneninfrastruktur im Eigentum des Staates bleibt78. 

4.1.2 Konzernstruktur 2005 

Bis 1999 entsprach die organisatorische Entwicklung der DB diesem Plan. 

Seit dem Wechsel an der Vorstandsspitze und dem neuen Vorstandsvor-

sitzenden Hartmut Mehdorn verfolgte die DB jedoch eine andere strategi-

sche Zielrichtung. Auf Basis der Überzeugung, dass die Aufsplitterung in 

sehr eigenständige Unternehmensbereiche in jeglicher Hinsicht kontra-

produktiv sei und die betrieblichen Nachteile überwiegen würden, wurde 

                                            
75 Siehe beispielsweise Ewers,/ Ilgmann (2000 A) 
76 Vgl. auch ASG (2001, S.7f) 
77 Abb. Gemäß Galster (2005, Seite 11) 
78 Vgl. Schneider (1995, S.35ff) 
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der Konzern in den Folgejahren über mehrere Reorganisationen hinweg 

zunehmend zentralisiert. Die letzte Umstrukturierung fand 2005 statt und 

war in Öffentlichkeit und Politik umstritten79.  

Sie beinhaltete die Bildung von drei großen Unternehmensbereichen, 

nämlich dem Bereich Personenverkehr (P), dem Bereich Güterverkehr 

(T&L) und dem Bereich Infrastruktur und Dienstleistungen (I&S). Letzterer 

umfasst nunmehr alle infrastrukturellen Vorleistungen.  

 

Abb. 9: DB Konzernstruktur 200580 

Wie man dem Konzernorganigramm entnehmen kann, hat die DB nun ei-

ne straffe, zentralisierte Konzernorganisation, in die das Netz voll integriert 

ist.  

Die Zusammenlegung der ehemaligen Unternehmensbereiche „DB Stati-

on&Services“ und „DB Netz“ zum Bereich „Infrastruktur & Dienstleistun-

gen“ war folgerichtig, da vorher die Schnittstellen, insbesondere zwischen 

Bahnsteig und Gleis, zu zahlreich und die notwendigen Abstimmungspro-

zesse zu kompliziert waren. Dieser Bereich war und ist gemeint, wenn in 

dieser Arbeit vom „Netz“ die Rede ist. 

                                            
79 Vgl. DVZ (2005).  
80 Abbildung aus Galster (2005, S.18) 
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4.1.3 Regionalisierung  

Zusätzlich zur Bahnreform wurde im Jahre 1996 die „Regionalisierung“81 

eingeführt. Diese brachte die Übergabe der Aufgaben und der Ausgaben-

verantwortung für den Schienenpersonennahverkehr an die Bundesländer 

mit sich82.  

Die Länder bekommen nunmehr vom Bund „Regionalisierungsmittel“ zu-

gewiesen und „bestellen“ mit diesen „öffentliche Nahverkehre in ihrer Re-

gion. Hierbei können sie die Bedienung einer Region für einen bestimmten 

Zeitraum entweder ausschreiben (Subventionswettbewerb um die Bedie-

nung eines Netzes mit öffentlichen Nahverkehren) oder „freihändig“ an ein 

Nahverkehrsunternehmen vergeben. Es dominieren zur Zeit allerdings 

immer noch die so genannten „freihändigen Vergaben“ ohne Ausschrei-

bung83. 

 

 

Abb. 10: Entwicklung der Zuschüsse für den Schienennahverkehr84 

Mit der Regionalisierung wurden die staatlichen Mittel zur Unterstützung 

des Schienennahverkehrs deutlich erhöht85. 

                                            
81 Für eine ausführliche Analyse dieser Strukturreform siehe Hickmann/ Berschin (1998) 
82 Zum Ordnungsrahmen im ÖSPV und ÖNPV siehe Karl (2002, S.6ff) 
83 Die Ausschreibungsquote lag 2002 im SPNV bei 15 %; Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband (2003, S.47) 
84 Abbildung aus FDP (2004,S.7) 
85 Siehe ausführlich zur Regionalisierung Werner(1997) 
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4.2 Besonderheiten 

4.2.1 Hohe Infrastrukturkosten 

Die Kostenstrukturen im Schienenverkehr unterscheiden sich von denen 

konkurrierender Verkehrsträger. Mit den geringeren externen Kosten 

(Umweltkosten, Unfallkosten, etc.) der Schiene gehen höhere Systemkos-

ten für die Infrastruktur einher. Dementsprechend ist der Infrastrukturanteil 

der Kosten signifikant höher als im Straßenverkehr86. 

 

Abb. 11: Kostenanteile von Infrastruktur und Transport87 

Schon um den Infrastrukturanteil von 50% auf 30% zu senken, sind erheb-

liche Zuschüsse vom Staat notwendig. Diese werden vor allem für Investi-

tionen geleistet, entweder über zinslose Darlehen oder über (verlorene) 

Baukostenzuschüsse88. Während die Trasseneinnahmen jährlich ca. 3,7 

Mrd. €89 betragen, belaufen sich die öffentlichen Gelder für die Schienen-

infrastruktur auf 4 Mrd. € jährlich. 

Wenn man das Schienennetz nicht massiv verkleinert, wird die Schienen-

infrastruktur auch langfristig nicht eigenwirtschaftlich zu betreiben sein ho-

her Zuschüsse des Staates bedürfen. 

                                            
86 Siehe ausführlich zur Finanzierung der Infrastruktur Arlt (2000, S.91ff) 
87 Quelle: Ewers / Illgmann (2000, S. 7) 
88 Diese Zuschüsse werden vom zu aktivierenden Vermögenswert abgezogen, verschwinden also quasi in der 

Bilanz. 
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4.2.2 Hoher Anteil öffentlicher Gelder 

Insgesamt fließen zur Zeit circa 20 Mrd. € staatliche Gelder in das Schie-

nenverkehrssystem. Davon kommt ungefähr die Hälfte direkt über Infra-

strukturbezuschussung (ca. 4 Mrd. €) oder über die „Bestellerentgelte“ im 

Nahverkehr (ca. 6 Mrd. €) dem Unternehmen DB zugute.  

Somit fließen direkt oder indirekt öffentliche Mittel in Höhe von rund 60% 

des Außenumsatzes der DB im Schienenverkehr jährlich von Bund und 

Ländern90.  

 

Abb. 12: Staatlicher Finanzierungsanteil der DB AG91 

Dadurch werden sowohl die Umsätze als auch Cash-Flow und Infrastruk-

turinvestitionen der DB stark vom Staat beeinflusst. Dementsprechend 

sind Finanzkennzahlen wie Kapital- und Umsatzrentabilitäten, mit äußers-

ter Vorsicht zu sehen, da sie die „wahre“ Situation des Unternehmens nur 

sehr eingeschränkt wiedergeben können92. 

4.2.3 Trassenpreishoheit im integrierten Konzern 

Der größte Teil des deutschen Schienennetzes liegt bei DB Netz, welches 

in einen Verbundkonzern mit Schienentransporttöchtern integriert ist, Es 

bilanziert nur gesamthaft die Ausgaben- und Einnahmenströme ihres Ge-

schäftsbereiches und legt selbst die Trassenpreise fest. 

                                                                                                                        
89 Vgl. DB Netz (2005,S.2) 
90 Zu den freihändigen Vergaben und Ausschreibungen in 2004 siehe DB AG (2005 A,S.17) 
91 Abb. aus BDI / DIHK (2005,S.6) 
92 Vgl. hierzu auch Neuhoff (2001,S.10) 
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Obwohl das Trassenpreissystem einer Aufsicht unterliegt und in seiner 

neuen Form (TPS 01) auch als diskriminierungsfrei eingestuft wird, ver-

bleiben noch Quersubventionierungs- und Diskriminierungspotentiale93.  

So könnten die Trassen- und Stationspreise nicht verursachergerecht 

festgelegt werden, sondern so, dass die Trassenpreise des Personennah-

verkehrs zugunsten des Personenfernverkehrs, zum Beispiel der aufwän-

digen ICE Strecken, überhöht werden. Diese Gefahr ist deswegen groß, 

weil das Netz ein Angebotsmonopol hat und die Personennahverkehre mit 

öffentlichen Geldern eingekauft werden. Sie stellen für die Nahverkehrsun-

ternehmen Durchlaufposten dar, die an die „Besteller“, also die Länder 

weitergereicht werden. Angesichts der Tatsache, dass die Trassenpreis-

einnahmen durch den Nahverkehr in 2001 über 60% der gesamten Tras-

seneinnahmen ausmachten94, wurde diese Kritik auch schon geäußert. 

Gerade bei Nahverkehrsnetzen besteht darüber hinaus kein großer Effi-

zienzdruck zur Produktivitätssteigerung. 

Es ist darüber hinaus eine Quersubventionierung zwischen Netzsegmen-

ten denkbar. Insbesondere, wenn auf bestimmten Strecken Wettbewerb 

ausbricht oder auszubrechen droht, gibt es im integrierten Konzern einen 

Anreiz, dort die Trassenpreise zu erhöhen95. 

Ohne eine transparente und detaillierte Rechnungslegung96 des Schie-

nennetzes verbleiben Spielräume. 

4.3 Bisherige Erfolge 

Das Jahr 2004 war das Zehnte Jahr nach der Bahnreform. Sowohl von 

Seiten des Unternehmens als auch in Politik, Wirtschaft und Wissenschaft 

wurde dies zum Anlass genommen Bilanz zu ziehen und die bisherigen 

Erfolge bzw. Misserfolge seit der Bahnreform zu bewerten97. Schon in den 

Jahren zuvor sind zahlreiche Gutachten98 Studien und Kommentare von 

                                            
93 Siehe zu den Kritikpunkten Ewers / Ilgmann (2001 B): 
94 Vgl. Ewers / Ilgmann (2001 B,S.12) 
95 Vgl. Ewers / Ilgmann (2001 B,S.7f) 
96 Dass diese Transparenz bislang in der externen Rechnungslegung völlig fehlt, darauf weisen beispielsweise 

Ewers / Ilgmann (2001 B, S18f) hin. 
97 Siehe beispielsweise Pällmann (2004, S.128ff); KCW (2004, S.1ff); ASG (2001, S.4ff); FDP (2005); Mer-

kel/Glos/Gerhardt (2003), DIHK (2004, S.1ff) 
98 Vgl. beispielsweise BDI (2004, S1ff) 
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verschiedensten Seiten erschienen99. Die hier gemachte Bewertung kon-

zentriert sich auf die Ziel der Bahnreform, „Mehr Verkehr auf die Schiene 

(durch intramodalen Wettbewerb), „Entlastung der Staatsfinanzen“ sowie 

die „Sanierung der Staatsbahnen DR und DB“. 

4.3.1 Wettbewerb 

Intramodaler Wettbewerb, also Wettbewerb auf der Schiene, wird als 

Triebfeder einer dynamischen und positiven Entwicklung im Schienenver-

kehr angesehen. Festmachen lässt sich die Intensität des Wettbewerbs 

zum einen an der Anzahl der (neuen) Wettbewerber, andererseits an den 

Marktanteilen, die sie für sich gewinnen konnten.  

 
Abb. 13: Wettbewerber auf der Schiene 2005, gemessen in Zugkilometern100 

Gemessen an den Zugkilometern hat die DB zurzeit einen Marktanteil von 

über 90%. 290 Wettbewerber101 teilen sich weniger als 10% des Marktes. 

Trotzdem ist die Bahn noch 2.500 mal größer als der durchschnittliche 

Wettbewerber102.  

Die Situation ist vergleichbar mit der Anfangszeit im Markt für Festnetzte-

lefonie, auf dem auch viele Wettbewerber aktiv waren, die Telekom jedoch 

relativ lange einen großen Marktanteil hielt103. Nichtsdestotrotz bleibt fest-

zuhalten, dass die Bahn der mit Abstand größte Wettbewerber im Markt 

ist.  

                                            
99 Siehe beispielsweise Neuhoff (2001), Ewers/Illgmann (2000) 
100 Abbildung aus BDI / DIHK (2005, S. 10) 
101 Siehe auch den Wettbewerbsbericht der DB AG (2005A) oder Mehdorn, H. (2005, S.11) 
102 Vgl. BDI / DIHK (2005) 
103 Vgl. Kruse (2001,S.8ff) und Hellwig (2001, S.1ff) 



Master Thesis  Trennung von Netz und Betrieb 

  Seite 30 

Obwohl die DB in ihrem jährlichen „Wettbewerbsbericht“104 einen völlig 

diskriminierungsfreien Zugang zum Netz konstatiert, gibt es von Seiten der 

Wettbewerber immer noch Kritik bezüglich der Nutzung von Diskriminie-

rungspotentialen105. 

 

Abb. 14: Umsatzstruktur Netz und die Leistung konzernexterner Bahnen 2004106 

4.3.2 Mehr Verkehr auf die Schiene? 

Verkehr kann absolut in Personen- und Tonnenkilometern (Verkehrsleis-

tung107), in transportierten Personen und Tonnen (Verkehrsvolumen) oder 

relativ in Marktanteilen der Verkehrsträger gemessen werden. Die hier 

interessantere Größe ist der Marktanteil. Die Forderung nach „Mehr Ver-

kehr auf der Schiene“ resultierte ja vor allem aus der Tatsache, dass ins-

besondere im Güterverkehr mit einem weiteren Verkehrswachstum zu 

rechnen ist, noch verstärkt durch zentrale Lage Deutschlands nach der 

EU-Osterweiterung108. Der Verkehrsträger Straße stößt zunehmend an 

seine Kapazitätsgrenzen109. Deswegen müssen zukünftig deutlich größere 

Anteile des Verkehrswachstums von der Schiene aufgefangen werden, als 

es bisher der Fall ist. Dies impliziert, dass die Marktanteile der Schiene 

steigen müssen110.  

                                            
104 Siehe den Wettbewerbsbericht der DB AG (2004, S.1ff) 
105 Siehe zum Beispiel die Studie „Wettbewerb im Schienenverkehr“, die im Auftrag des Verbandes MEHR-

BAHNEN! (2004, S.1ff) erstellt wurde. siehe auch „Die Welt“ (2005) 
106 DB AG Finanzpräsentation (2005, S.10) 
107 Dies entspricht dem transportierten Volumen (Tonnen oder Personen) multipliziert mit der durchschnittlichen 

Transport- bzw. Reiseweite. 
108 Vgl. Allianz pro Schiene (2005B,S.5f) 
109 Vgl. Bgl (2001,S.2ff) 
110 Siehe hierzu BGL (2001) 
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Dem Schienengüterverkehr kommt also eine entscheidende Rolle zu. Für 

diesen prognostiziert der Bundesverkehrswegeplan 2003111 in einem rea-

listischen Szenario112 auf Basis des Jahres 1997 eine Verdopplung der 

Schienenverkehrsleistungen bis 2015113.  

 

Abb. 15: Marktpotentiale Güterverkehr gemäß BVWP 2003114 

Die notwendige Trendwende hat sich jedoch in den letzten Jahren nicht 

abgezeichnet, sondern der Güterverkehr hat weiter Marktanteile verlo-

ren115:  

 

Abb. 16: Entwicklung der Marktanteile im Güterverkehr116 

                                            
111 Vgl. BMVBW (2003 A). Eine Kommentierung findet sich unter DB AG (2003B) 
112 Dieses mittlere „Integrationsszenario“ beinhaltet wahrscheinlich durchsetzbare preispolitische Maßnahmen 

(z.B. Maut) zur Verkehrssteuerung, Vgl. Becker (2005, S.16) 
113 Für eine Analyse der Marktentwicklungen im Bereich Transport & Logistik siehe Bayrische Landesbank 

(2005) 
114 BMVBW (2003 A, S.11) 
115 Pällmann (2004, S. 128) 
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Durch die nunmehr erfolgreich eingeführte LKW-Maut117 wird zwar die re-

lative Wettbewerbsstärke der Schiene verbessert, angesichts der Produk-

tivitätszuwächse auf der Straße und dem Preisverfall in der Branche er-

scheint dies jedoch nicht ausreichend, um der Schiene den Turnaround zu 

ermöglichen. 

Auch der Schienenpersonenverkehr soll gemäß den Prognosen des 

BVWP 2003118 stärker wachsen als der Straßenverkehr: 

 

Abb. 17: Marktpotentiale Personenverkehr gemäß BVWP 2003119 

Im Personenverkehr haben die Marktanteile seit 1991 leicht zugenommen: 

 

Abb. 18: Entwicklung der Marktanteile im Personenverkehr120 

                                                                                                                        
116 Abbildung aus FDP (2004, S.2) auf Grundlage von BMVBW Daten. Vgl. hierzu auch Pällmann (2004, S.129) 
117 Vgl. auch Doderer (2005) 
118 BMVBW (2003) 
119 BMVBW (2003, S.11) 
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Bezogen auf die Jahre 1995 bis 2002 konnte der Personennahverkehr 

seine Verkehrsleistungen konstant halten, während im Fernverkehr Rück-

gänge der Verkehrsleistung zu verzeichnen sind:  

 

Abb. 19: Entwicklung im Personennah- und fernverkehr121 

Insgesamt ist die Entwicklung im Schienenpersonenverkehr auch im euro-

päischen Vergleich nicht sehr erfreulich. 122:  

 

Abb. 20: Verkehrsleistungen Schienenpersonenverkehr im Vergleich123 

                                                                                                                        
120 Abbildung aus FDP (2004,S.2) auf Grundlage von BMVBW Daten (Quelle: VIZ 2004 S. 213). Vgl. hierzu 

auch Pällmann (2004, S.129) 
121 Abbildung aus FDP (2004,S.2) auf Grundlage von BMVBW Daten (Quelle: BMVBW - VIZ 2004 S.213) 

;Vgl. hierzu auch Pällmann (2004, S.129) 
122 Zur europäischen Verkehrsentwicklung siehe ausführlich Lahounik, G. (2004) 
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4.3.3 Entlastung des Staatshaushaltes? 

Die Finanzierungsverantwortung des Bundes lässt sich in vier Bereiche 

aufteilen:  

 Die Finanzierung des Bundeseisenbahnvermögens. Dieses hat alle 

nicht betriebsnotwendigen Vermögenswerte der DB übernommen, so-

wie personelle und materielle Altlasten.  

 Die Finanzierung der Infrastrukturinvestitionen: Mit Baukostenzu-

schüssen und zinslosen Darlehen wird die Infrastruktur der Schiene in 

erheblichen Maße vom Staat finanziert124.  

 Die Finanzierung von vereinigungsbedingten Sonderlasten: Mit 

diesen Zuschüssen wurde die Übernahme von Altlasten durch die DB 

AG vom Staat alimentiert.  

 Die Finanzierung von Nahverkehrsleistungen: Aus gemeinwirtschaft-

lichen Gründen finanziert der Staat die öffentlichen Nahverkehre. 

 

Abb. 21: Finanzierungsarten des Schienenverkehrs in Deutschland125 

Insgesamt erfordert die Aufrechterhaltung des Schienenverkehrssystems 

sowie die Bedienung der im Rahmen der Bahnreform übernommenen Alt-

lasten jährliche Zuwendungen in beträchtlicher Höhe. Im Jahre 2002 wur-

                                                                                                                        
123 Abbildung aus FDP (2004,S.3) auf Grundlage von BMVBW Daten. 
124 Siehe zur Finanzierung der Infrastruktur auch „Kommission Infrastrukturfinanzierung“ (Hrsg.) (2000, S.17ff) 
125 Quelle: DB AG (2003, Seite 2) 
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den 18 Mrd.€ hierfür verwendet, ungefähr die gleiche Summe wie 1994. 

Hiervon kamen circa. 4 Mrd € der Schieneninfrastruktur zugute.  

 

Abb. 22: Das kostet die Bahn den Steuerzahler126 

Allerdings unterliegen insbesondere die Bundesleistungen für die Infra-

struktur je nach Haushaltslage erheblichen Schwankungen. Diese 

Schwankungen beeinträchtigen die Planungssicherheit bei der DB AG 

 

Abb. 23: Bundesleistungen Infrastruktur in Mio. €127 

Die Zuschüsse für den Nahverkehr waren in den letzten Jahren relativ 

konstant mit einer leichten Aufwärtstendenz.  

                                            
126 DB AG (2003 A,S.9) 
127 DB AG (2003 A,S.4) 
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Abb. 24: Entwicklung der Regionalisierungsmittel128 

Mit der Regionalisierung im Jahre 1996129 stiegen die Ausgaben für den 

öffentlichen Nahverkehr allerdings deutlich. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass eine spürbare Entlastung des Staats-

haushaltes nicht festzustellen ist. Angesichts des immer noch vorhande-

nen Investitionsstaus130 im Bestandsnetz ist mit einer Abschmelzung nicht 

zu rechnen, vielmehr fehlen voraussichtlich die notwendigen Mittel, um 

den Investitionsstau im Netz zu beseitigen und einen eingeschwungenen 

Zustand zu erreichen131.  

4.3.4 Sanierung der Unternehmen DR und DB? 

An der Frage, ob die Sanierung der ehemaligen Staatsunternehmen 

„Deutsche Bundesbahn“ und „Deutsche Reichsbahn“ in ausreichendem 

Maße erfolgt ist, scheiden sich die Geister. Die DB weist darauf hin, ihr 

Unternehmensergebnis, gemessen am EBIT seit der Bahnreform um mehr 

als drei Milliarden jährlich gesteigert zu haben. Dies wurde trotz höherer 

Kapitalkosten in Höhe von über 2 Mrd. € jährlich erreicht.  

                                            
128 DB AG (2003,S.5) 
129 Eine kurze Beschreibung der Regionalisierung findet sich in Werner (1997, S.2ff) 
130 Siehe auch Büttner (2002) 
131 Vgl. hierzu Prätorius/Wichert (2004, S.11) 
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Abb. 25: Entwicklung des EBIT bei der DB – 1994 bis 2002132 

Da sich diese Verbesserung in den vergangenen Jahren nicht direkt im 

Unternehmensergebnis widergespiegelt hat, liegt daran, dass die Erstat-

tung des Bundes für materielle und personelle Altlasten Jahr für Jahr zu-

rückgegangen ist. 

Kritiker halten dem entgegen, dass die DB in den letzten Jahren ihren 

Schuldenstand sehr stark erhöht hat133: 

 

Abb. 26: Entwicklung des Schuldenstandes der DB134 

Es ist wird von der DB allerdings, auf Grundlage alter Prognosen darauf 

hingewiesen, dass durch die Bahnreform große Zusatzkosten vermieden 

                                            
132 Mehdorn (2005, S.2) 
133 Siehe zum Beispiel Neuhoff (2001, S.8) 
134 Abbildung aus FDP (2004, S.4) 
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wurden, die eine Weiterführung der fusionierten Behördenbahnen DB und 

DR ohne Bahnreform mit sich gebracht hätte. 

 

Abb. 27: Szenarios der Bundesleistungen aus dem Jahre 1994135 

4.3.5 Fazit 

Gemessen an den ursprünglichen Zielen der Bahnreform sind die Ergeb-

nisse eher bescheiden. Einer enttäuschenden Verkehrsentwicklung und 

fehlenden Entlastung des Staatshaushaltes stehen unbestreitbare Sanie-

rungserfolge der DB gegenüber.  

Im Weiteren wird untersucht, ob andere Organisationsstrukturen bessere 

Marktergebnisse hervorgebracht hätten. 

5. Mögliche Trennungsformen 

5.1 Trennungsformen gemäß EU-Richtlinien 

Aus Sicht der EU kann grundsätzlich zwischen einer buchhalterischen, 

einer organisatorischen und einer institutionellen Trennung unterschieden 

werden. Dabei ist die Trennung der Rechnungsführung obligatorisch, die or-

ganisatorische oder institutionelle Trennung ist fakultativ136. 

                                            
135 Vgl. DB AG (2003 A,S.6).  
136 Vgl. Litra (Hrsg.) (2002, S.9) 
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5.1.1 Buchhalterische Trennung 

Gemäß der einschlägigen EU-Richtlinien beinhaltet die buchhalterische 

Trennung, dass getrennte Gewinn- und Verlustrechnungen und Bilanzen 

für die Erbringung von Verkehrsleistungen durch Eisenbahnunternehmen 

einerseits und für den Betrieb der Infrastruktur andererseits erstellt und 

veröffentlicht werden137. Das interne Rechnungswesen des Netzbetreibers 

ist hinsichtlich der Zuordnung der Kosten und Erlöse wie in einem selb-

ständigen Unternehmen zu organisieren und sämtliche durch den Netzbe-

trieb verursachte Kosten sind diesem direkt zuzuordnen. 

Durch diese Regelung soll Transparenz geschaffen und Diskriminierun-

gen, Quersubventionierungen und Wettbewerbsverzerrungen vermieden 

werden.  

5.1.2 Organisatorische Trennung 

Gemäß EU-Richtlinie138 ist die Trennung dann „organisatorisch“, wenn die 

Erbringung von Verkehrsleistungen innerhalb eines Unternehmens und 

der Betrieb der Infrastruktur in organisatorisch voneinander getrennten 

Unternehmensbereichen ausgeübt werden  

Mit den getrennten Organisationseinheiten wird auch eine personelle 

Trennung an den Schnittstellen angestrebt, sowie bei geschäftlich sensib-

len Informationen der Aufbau von „Chinese Walls“139 zwischen Netz und 

Betrieb, damit sich das Netz und die Transporttöchter des integrierten Un-

ternehmens nicht zum Nachteil der Wettbewerber auf der Schiene ab-

stimmen140.  

Dieses Modell ist grundsätzlich in Deutschland umgesetzt. Die Transport-

gesellschaften sind von der Schieneninfrastruktur organisatorisch ge-

trennt, werden aber alle unter dem Dach der DB Holding geführt. 

                                            
137 Vgl. 2001/12/EG Art 6 Abs 1). 
138 Vgl. 2001/12/EG Art 6 Abs 2). 
139 Vgl. Illgmann (2001, S.3) 
140 Vgl. Illgmann (2001, S.2) und siehe auch Berschin (2004) 
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Abb. 28: Deutsches Modell Integration 

In der Umsetzungsvariante der DB ist die Kernidee ein unternehmerisches 

Netz im Konzernverbund mit folgenden Merkmale: 

 Organisatorische, rechnerische und funktionale Trennung 

 Eigentumsrechtliche Integration des Netzes in eine (teil-)privatisierbare) 

DB Holding 

 Gewährung eines diskriminierungsfreien Netzzugangs für Dritte unter 

Aufsicht des Eisenbahnbundesamtes (ab 2006 durch die Regulierungs-

behörde) 

5.1.3 Institutionelle Trennung 

Eine institutionelle Trennung ist dann gegeben, wenn für Netz und Betrieb 

separate Unternehmen bzw. für den Infrastrukturbereich eine Einheit der 

öffentlichen Verwaltung geschaffen werden. Im Regelfall geht diese Tren-

nung mit einer staatlichen Infrastruktur AG einher, in die alle Netzaktivitä-

ten einfließen sowie einer eigenständigen Regulierungsbehörde.  

In Deutschland würde dieses Modell die vollständige institutionelle Her-

austrennung der (erweiterten) Schieneninfrastruktur aus dem Konzern be-

deuten:  

 
Abb. 29: Mögliches Gegenmodell: Trennung von Netz und Betrieb 
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Weitere Merkmale wären:  

 Die Bildung einer Infrastruktur-Gesellschaft 

 Die Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Netzzugang durch die 

Regulierungsbehörde oder eine eigenständige Trassenagentur 

5.2 Umsetzungsvarianten 

Da die EU-Richtlinien keine detaillierte Ausgestaltung der Organisations-

form vorgeben, sind die Interpretationsspielräume bei der Reformierung 

ihrer Schienenverkehrssysteme in unterschiedlicher Weise genutzt wor-

den. Eine Blick nach Europa zeigt, dass man von einem Trennungsmodell 

gar nicht sprechen kann, sondern eher von Trennungsvarianten141. 

Diese unterscheiden sich vor allem in der Intensität der Trennung. Man 

kann zwischen vier Intensitätsstufen unterscheiden142:  

 1. Intensitätsstufe: Die Infrastruktureinheit besorgt Bau und Unterhalt 

 2. Intensitätsstufe: Sie besorgt Bau, Unterhalt und Betrieb des Netzes 

(Betriebssteuerung) 

 3. Intensitätsstufe: Sie besorgt zusätzliche Aktivitäten wie beispiels-

weise Fahrgastinformation, Fahrplanerarbeitung, Kapazitätszuweisung 

und Entgelterhebung (Benützungsgebühren). 

 4. Intensitätsstufe: Sie übernimmt die hoheitliche Gesamtverantwor-

tung für den Bereich Eisenbahnen.:  

Weitere Unterschiede beziehen sich auf die Zuordnung von Kompetenzen, 

und Objekten sowie des Trassenmanagements143. Auch die Privatisie-

rungsgrade sind in den einzelnen Ländern unterschiedlich. So gab es in 

Großbritannien sogar den Versuch, das Netz zu privatisieren144. Dies war 

aber nicht erfolgreich und musste rückgängig gemacht werden145.  

 

                                            
141 Die LITRA hat festgestellt, dass in sieben betrachteten Ländern mit einer institutionellen Trennung sieben 

verschiednen Trennungsmodelle umgesetzt worden sind. Vgl. Litra (Hrsg.) (2002 S.10ff) 
142 Vgl. Pfund (2002, S.10) 
143 Vgl. Litra (Hrsg.) (2002, S10ff); siehe auch ASG (2001, S.29ff) 
144 Vgl. Litra (Hrsg.) (2002, S.18ff); 
145 Vgl. BDI / DIHK (2005,S.39f), Kurth, M. (2003): 
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6. Organisationsformen und Marktergebnis 

In diesem Kapitel wird auf Basis von empirischen Daten untersucht, ob die 

Länder mit institutionell getrennten Bahnsystemen bessere Marktergeb-

nisse aufweisen als die Länder mit integrierten Bahnen. Dies soll Rück-

schlüsse auf die „ideale“ Organisationsform“ ermöglichen. 

6.1 Einflussfaktoren im Verkehrsmarkt 

Es ist zu berücksichtigen, dass das zu beurteilende Marktergebnis nicht 

nur von internen Faktoren im Schienenverkehrsmarktes beeinflusst wird, 

sondern auch stark von… 

 …den verkehrspolitischen Rahmenbedingungen146: Die Schiene 

steht im Verkehrsmarkt in direktem Wettbewerb mit dem Straßen-, dem 

Luft- und dem Wasserverkehr. Die Rahmenbedingungen werden von 

der Verkehrspolitik gesetzt und gegebenenfalls geändert. Staatliche 

Eingriffe in den Markt wie die Einführung einer LKW-Maut147 oder von 

Nachtfahrverboten führen direkt zu einer Veränderung der relativen Ko-

stenposition und damit der Wettbewerbsfähigkeit der Schiene148. Gera-

de in den letzten Jahren haben einige Länder die Rahmenbedingungen 

für die Schiene verbessert149.  

 …finanzpolitischen Faktoren: Veränderungen bei der staatlichen Be-

zuschussung des Netzes und dem staatlichen Einkauf von Nahver-

kehrsleistungen schlagen sich in den Preisen und/oder Mengen nieder. 

 …der wirtschaftlichen Entwicklung: Diese hat einen starken Einfluss 

auf den Verkehrsmarkt. Alles was produziert wird, muss auch transpor-

tiert werden und auch die Reisenachfrage wächst mit der Wirtschaft.  

                                            
146 Vgl. hierzu Enderlein (1992), BDI (2002), DB AG (2002), (2004 A) 
147 Vgl. Doderer (2005): 
148 Siehe beispielsweise DB AG (2004 B,S.17) 
149 Vgl. Reihlen (1999), 
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Abb. 30: Einflussfaktoren auf die Marktergebnisse im Schienenverkehr 

Innerhalb des Schienenverkehrsmarktes spielen aus ordnungspolitischer 

Sicht vor allem zwei Faktoren ein Rolle: 

 Das Organisationsmodell im Schienenverkehr, welches das Zusam-

menspiel von Verbund- und Größenvorteilen bestimmt. 

 Der Grad der Liberalisierung im Schienenverkehr, der die Wettbe-

werbsdynamik bestimmt.  

Diese stehen im Fokus der folgenden Analyse: 

6.2 Liberalisierungsgrad und Organisationsform 

Man würde annehmen, dass sich Liberalisierung und Organisationsform 

gegenseitig bedingen, da ja die Art der Gestaltung der wirtschaftlichen 

Beziehungen zwischen Netz und Betrieb direkte Auswirkung auf den mög-

lichen Zutritt Dritter in den Markt haben müsste. Die Trennung von Netz 

und Betrieb wird oft als Voraussetzung für einen diskriminierungsfreien 

Netzzugang und damit für Wettbewerb und gute Marktergebnisse gese-

hen.  

Im Rahmen einer Studie der IBM Consulting150 im Jahre 2004 wurden die 

europäischen Bahnen in drei Gruppen geclustert, je nachdem ob die Bah-

nen in den jeweiligen Ländern buchhalterisch, organisatorisch oder institu-

tionell getrennt sind. Der „Liberalisierungsgrad“ wurde dann über die Mes-

                                            
150 IBM-Consulting (2004) 
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sung unterschiedlicher Kriterien ermittelt151, die wiederum in drei Indexen 

aggregiert wurden.  

Diese Indexe gaben wieder…  

 …wie groß die grundsätzliche Wettbewerbskonformität im Sinne von 

(nicht) vorhandenen Markteintrittsbarrieren ist (ACCESS-Index). 

 …ob die gesetzlichen Rahmenbedingungen den Zielen der einschlägi-

gen EU-Richtlinien entsprechen (LEX-Index) 

 …und ob auch ein faktischer Marktzugang zu beobachten ist (COM-

Index).  

Diese drei Indexe wurden dann in einem Gradmesser der Liberalisierung, 

dem „Liberalisierungsindex“ zusammengefasst und die betrachteten Län-

der gemäß dieser Ausprägung gerankt.  

 

Abb. 31: Liberalisierung und Organisationsform gemäß Liberalisierungsindex152 

Es ist festzustellen, dass… 

 … in den Ländern, die nur eine buchhalterische Trennung aufweisen, 

die Liberalisierung tendenziell nicht so stark ausgeprägt ist. Keines von 

ihnen weist einen hohen Liberalisierungsgrad auf.  

                                            
151 Zur Methodik siehe IBM-Consulting (2004,S.8f) 
152 Eigene Abbildung nach IBM Consulting (2004,S.2) 
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 …bei den Ländern mit mittleren und hohem Liberalisierungsgrad keine 

eindeutige Tendenz erkennbar ist. Sowohl Länder mit einer „nur“ orga-

nisatorischen Trennung als auch Länder mit einer institutionellen Tren-

nung sind in der Spitzengruppe des Liberalisierungsindexes.  

Deutschland liegt auf Platz drei in der Spitzengruppe, was die These un-

termauert, dass Liberalisierung und freier Marktzugang mit der Organisati-

onsform in keinem direkten Zusammenhang stehen. 

6.3 Zusammenhang von Marktergebnis und Organisations-
form 

Eine empirische Betrachtung des Zusammenhangs von Marktergebnis 

und Organisationsform sollte weitere Hinweise liefern153.  

Wie oben schon erwähnt, haben unterschiedliche ordnungspolitische Vor-

stellungen in den jeweiligen Ländern zu unterschiedlichen Organisation-

modellen geführt154. Sie reichen von einem vertikal und horizontal extrem 

zersplitterten Schienenverkehrssystem wie in England über ein „Eigen-

tumsmodell“ in Frankreich bis hin zu fast vollständig integrierten Bahnen 

wie in Polen.  

Für einen Vergleich von Marktergebnis und Organisationsform wurden die 

betrachteten Länder in zwei Gruppen zusammengefasst: 

 Die eine Gruppe umfasst die Länder mit „institutioneller Trennung“. 

 Die andere Gruppe die Länder mit „integrierten Bahnen.“ 

Diese Cluster geben die durchschnittliche Entwicklung in den jeweiligen 

Länder wieder. Frankreich mit seiner spezifischen Ausprägung des „Ei-

gentumsmodells“ wird gesondert betrachtet.  

Die Wahl eines vergleichbaren Zeitraumes ist schwierig, da die Bahnre-

formen in den einzelnen Ländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten be-

gonnen und in unterschiedlichen Intensität und Geschwindigkeit umge-

setzt wurden. Als Betrachtungszeitraum wurden die Jahre 1994 bis 2002 

gewählt, da Mitte der Neunziger Jahre die meisten Bahnreformen umge-

                                            
153 Folgende Analysen wurden auf Basis von Daten der UIC sowie Angaben der jeweiligen Statistikämter vom 

Autor innerhalb der DB AG miterstellt. 
154 Vgl. auch BANKHAUS JULIUS BÄR (2004, S.2ff) 
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setzt wurden und für diese Jahre ein valides Datenmaterial der statisti-

schen Bundesämter und der UIC155 vorliegen.  

Marktergebnisse können mit unterschiedlichen Kriterien gemessen wer-

den. Hier erfolgt wie schon bei der Beurteilung der Ergebnisse der Bahn-

reform ein Fokus auf die Marktanteilsentwicklungen und die Entwicklung 

des Zuschussbedarfes in den einzelnen Ländern. 

6.3.1 Organisationsform und Marktanteilsentwicklung 

Im Personenverkehr zeigt sich eine deutlich bessere Entwicklung des 

Marktanteils in Ländern mit getrennten Modellen. Allerdings war die Höhe 

des Marktanteils in Ländern mit einem Trennungsmodell 1994 auf niedri-

gerem Niveau. 

 

Abb. 32: Modal Split im Personenverkehr im europäischen Vergleich156 

                                            
155 Die UIC ist der größte Verband der europäischen Bahnen, der auch vergleichbare Statistiken seiner Mitglie-

desbahnen herausbringt. 
156 Eigene Analysen auf Basis von UIC-Daten sowie Angaben der jeweiligen statistischen Bundesämter. 
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Im Güterverkehr ist ein ähnliches Phänomen zu beobach-

ten.

 
Abb. 33: Modal Split im Schienenverkehr im europäischen Vergleich157 

Auf Basis geringerer Marktanteile haben sich die Länder mit getrennten 

Modellen besser entwickelt: 

6.3.2 Organisationsform und staatliche Entlastung 

Ein weiterer wichtiger Indikator für das Marktergebnis ist die Entwicklung 

der staatlichen Zuschüsse für den Schienenverkehr: 

                                            
157 Eigene Analysen auf Basis von UIC-Daten sowie Angaben der jeweiligen statistischen Bundesämter. 
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Abb. 34: Entwicklung der staatlichen Zuschüsse 1994-2002158 

Hier zeigt sich, dass in den Ländern mit institutioneller Trennung die staat-

lichen Zuschüsse stärker zugenommen haben als in den Ländern mit in-

tegrierten Organisationsmodellen. Dies kann unterschiedliche Gründe ha-

ben, beispielsweise dass… 

 …besonders stark in die Schieneninfrastruktur investiert wurde, um ei-

nen Investitionsstau aufzuholen oder die Infrastruktur auszubauen, 

 …hohe Verkehrszuwächse der Schiene durch eine stärkere Subventio-

nierung des Verkehrs erreicht wurden, 

 …die Kosten des Trennungsprozesses sehr hoch waren, 

 ….die Transaktionskosten durch die starke Deregulierung und Liberali-

sierung sehr hoch sind. 

6.3.3 Fazit 

Positiven Marktanteilsveränderungen in den Ländern mit institutioneller 

Trennung stehen steigende staatliche Zuschüsse gegenüber.  

Wahrscheinlich spielten hier auch spezifische Veränderungen der staatli-

chen Rahmenbedingungen eine Rolle. So wird beispielsweise das Ver-

                                            
158 Eigene bzw. DB AG-Interne Analysen auf Basis von UIC-Daten sowie Angaben der jeweiligen statistischen 

Bundesämter. 
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kehrswachstum in Großbritannien stark durch eine restriktive Straßenver-

kehrspolitik der Regierung gestützt159.  

Auf Grundlage des verfügbaren Datenmaterials und der Komplexität der 

Wirkungsmechanismen im Verkehrsmarkt sind keine eindeutigen Rück-

schlüsse möglich. Auch detaillierte Einzelanalysen im Rahmen von diver-

sen Gutachten der letzen Jahre ziehen aus ihren jeweils ausgewerteten 

Daten unterschiedliche Schlussfolgerungen160. Die wohl einzige Gemein-

samkeit bei den unzähligen Gutachten ist die Erkenntnis, dass es „den“ 

Königsweg nicht gibt.  

Deswegen wird nun versucht, die Frage der „richtigen“ Organisationsstruk-

tur aus den Zielsystemen der entscheidenden Interessengruppen, Staat 

und DB AG heraus argumentativ zu beantworten. 

                                            
159 Zum Beispiel wurden die Benzinpreise im vergangenen Jahrzehnt kontinuierlich und drastisch erhöht und 

auch nicht monetäre staatliche Eingriffe machen sich bemerkbar wie die Einführung der CityMaut in London. 
Vgl. Reihlen (1999, S.4). 

160 So bestätigen Gutachten der Litra (2001), (2002, S.18ff) die Integrationsbefürworter, während Gutachten der 
BDI / DIHK (2005, S.8ff) zu gegenteiligen Ergebnissen kommen. 
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7. Stakeholder und ihre Ziele 

Es gibt eine Vielzahl von Interessengruppen, auch „Stakeholder“ genannt, 

die direkt oder indirekt vom Schienenverkehr betroffen oder an ihm betei-

ligt sind. Diese haben unterschiedliche Sichtweisen und Zielsysteme, an 

denen sie die zu erwartenden Ergebnisse einer Organisationsform mes-

sen.  

7.1 Stakeholder im Schienenverkehr 

Die wichtigsten Anspruchsgruppen (STAKEHOLDER) und ihre wichtigsten 

Ziele sind: 

 KUNDEN161: Sie möchten möglichst schnell, komfortabel und möglichst 

preiswert von A nach B kommen162. 

 STAAT: Der Staat wiederum vereint unterschiedliche, teilweise konkur-

rierende Zielsetzungen, die verkehrspolitischer, ordnungspolitischer und 

finanzpolitischer Natur sind.  

 DB AG: Die DB ist wie jedes (private) Unternehmen daran interessiert, 

möglichst effizient und profitabel zu arbeiten und so seinen Unterneh-

menswert zu steigern. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund des 

geplanten Börsengangs. Ihr abgeleitetes strategisches Ziel ist Wachs-

tum im internationalen Verkehrsmarkt. 

 INVESTOREN: Diese wollen möglichst viel Rendite bei möglichst ge-

ringem Risiko. 

 WETTBEWERBER: Die (potentiellen) Wettbewerber, die schon auf 

dem Schienennetz tätig sind oder auf das Netz drängen, möchten einen 

möglichst einfachen, diskriminierungsfreien und preiswerten Zugang 

zum Netz und den komplementären Anlagen, um ein mögliches rentab-

les und effektives Geschäft zu betreiben. 

 Arbeitnehmer der DB: Diese sind an sicheren, möglichst gut bezahlten 

Arbeitsplätzen interessiert163. Ihre Vertreter plädieren naturgemäß für 

eine integrierte Bahn in Staatshand164. 

                                            
161 Bezüglich einer Positionierung des Fahrgastverbandes in der Trennungsdiskussion siehe: Engel (2000 A 

,S.23ff) 
162 Eine eingehende Analyse der Kundenorientierung im ÖPNV findet sich in Blümel (2004) 
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Abb. 35: Perspektiven und Ansprüche wichtiger Stakeholder 

Im Rahmen dieser Arbeit stehen die Sichtweisen des Staates und der DB 

AG im Vordergrund, weil diese für die zukünftige Entwicklung der Organi-

sationsstruktur im Schienenverkehr entscheidend sind. Außerdem würde, 

wie sich zeigen wird, deren Zielerreichung auch den anderen Stakehol-

dern nutzen. 

7.2 Zielsystem des Staates 

Bei der Deregulierung des Schienenverkehrs will der Staat über die Ge-

währung von diskriminierungsfreien Zugang zur Infrastruktur den Wettbe-

werb auf dem Netz fördern. Hiervon erhofft er sich einen erhöhten Produk-

tivitätsdruck und bessere, billigere Angebote, die zu mehr Verkehr führen.  

Dadurch würde aber auch das Netz besser ausgelastet, was die De-

ckungsbeiträge der subventionierten Infrastruktur erhöht. Diese Mehrein-

nahmen könnten genutzt werden, um die Trassenpreise zu senken oder in 

die Infrastruktur zu investieren. 

                                                                                                                        
163 Diese werden in der Trennungsdiskussion z.B. durch die Gewerkschaften vertreten. Vgl. beispielsweise 

Transnet (2005, S.1f) 
164 Vgl. Transnet (2005,S.2) 
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Abb. 36: Kernzielsystem des Staates 

Des weiteren ist der Staat daran interessiert, dass: 

 ...möglichst viel zusätzliches privates Eigenkapital in den Schienenver-

kehrsmarkt drängt. Bei einer möglichen Privatisierung oder Teilprivati-

sierung ist er als Eigentümer an möglichst hohen Erlösen interessiert 

 ...er weiterhin den Zustand, Aus- und Neubau des Netzes beeinflussen 

kann, um seinem Infrastrukturauftrag gerecht zu werden. 

 ...die Sanierung des Schienenverkehrs insbesondere des Netzes mög-

lichst sozialverträglich verläuft und keine Mitarbeiter entlassen werden. 

 …die Subventionierung des öffentlichen Nahverkehrs möglichst effektiv 

ist und möglichst viel Nahverkehr auffängt. 

 ... die Bürger mit dem Angebot zufrieden sind. Zumindest sollte ihre 

Zufriedenheit steigen und so eine erfolgreiche Politik dokumentieren.  

 …die Organisationsstruktur konform zu den EU-Richtlinien ist.  

7.3 Zielsystem der DB AG 

Die DB AG ist ein privatrechtliches Aktienunternehmen. Dementsprechend 

möchte es unabhängig und profitabel sein. Um dieses Ziel zu erreichen, 

möchte es wachsen, um den Anforderungen eines sich internationalisie-

renden Verkehrsmarktes gerecht werden zu können, in dem sich die Rei-

se- und Transportketten immer mehr ausdifferenzieren: 

 Im Güterverkehr internationalisieren sich die Verkehrsströme im Rah-

men der zunehmenden Arbeitsteilung und räumlichen Diversifikation 

von Produktionsstätten. Bei der Logistik wird ein Angebot „aus einer 

Hand“ erwartet und oft die gesamten Logistikketten in die Verantwor-

tung eines Transportdienstleisters übergeben. Das Durchführen von 

reinen Schienenverkehren reicht für ein profitables Angebot nicht mehr 

aus. Dementsprechend möchte die DB ihre angebotene Transportkette 
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ausweiten und hat mit dem Kauf von Stinnes schon entscheidende 

Schritte getan. 

 Im Personenverkehr müssen dem Kunden ebenso komplettere Mobili-

tätsangebote, möglichst von „Haus-zu-Haus“ gemacht werden, um der 

übermächtigen Alternative des Privat-PKW’s ein konkurrenzfähiges An-

gebot entgegenzusetzen. Auch hier wurden mit „Call-a-Bike“ und „Car-

Sharing“ erste Schritte getan. Entscheidende, wie die Entwicklung einer 

„Mobilitätskarte“ für die gesamte Reisekette stehen noch aus. 

Hin zu kommt, dass die DB über ein weiteres Wachstum… 

 ... seine Systemvorteile auszuspielen kann. Das System Schiene hat 

insbesondere dann Vorteile gegenüber der Straße, wenn die Trans-

portweiten groß sind, da die Verladung an den Terminals und die Zug-

zusammenstellung im Vergleich zum eigentlichen Transport relativ teu-

er ist. Ein durch das Wachstum implizierte höhere Netzauslastung wür-

de die Deckungsbeiträge für das Netz und damit die Wettbewerbsfähig-

keit des Unternehmens erhöhen.  

 ... seine Kernkompetenzen ausspielen und Synergien nutzen kann. Die 

Kernkompetenz der DB ist es, komplexe Transport- und Reiseketten zu 

managen. Im europäischen Personennahverkehr werden zunehmend 

ganze Nahverkehrsysteme öffentlich ausgeschrieben. Zunehmender 

Wettbewerb führt zu Marktanteilsverlusten in Deutschland. Hier ist ein 

Einstieg in ausländische Märkte von Nöten, um Größenvorteile zu be-

wahren. 

Das strategische Ziel der DB ist es dementsprechend, ein führender integ-

rierter Mobilitäts- und Logistikdienstleister in Europa zu werden, bzw. die-

se Position auszubauen165.  

                                            
165 Vgl. Mehdorn (2004) 
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Abb. 37: Strategische Ausrichtung des DB Konzerns166 

Um das notwendige Wachstum zu finanzieren und unabhängiger bzw. 

stärker von privatwirtwirtschaftlichen Interessen bestimmt zu werden, wird 

der Börsengang anvisiert, über den das erforderliche private Risikokapital 

zur Verfügung gestellt wird. 

Dieser ist aber nur möglich, wenn man den Anlegern eine attraktive Rendi-

te verspricht. Hierfür sind weitere Produktivitätssteigerungen und noch 

wettbewerbsfähigere Angebote nötig. Diese führen zu einer höheren 

Nachfrage und damit zu einer besseren Auslastung des Netzes, was über 

die höheren Deckungsbeiträge die Trassenpreise tendenziell sinken lässt.  
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Abb. 38: Zielsystem der DB167 

                                            
166 Abb. aus Mehdorn (2004,S.17) 
167 Eigene Abbildung 
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Hier zeigen sich schon erste fundamentale Deckungsgleichheiten bei den 

Zielen des Staates und der DB.  

7.4 Beurteilungskriterien 

In den Zielsystemen von Staat und Unternehmen ist die Effizienz des 

Marktes und der Produktionsstrukturen grundsätzlich im Sinne beider Sta-

keholder. Nur ein effizienter Schienenverkehrsmarkt kann wettbewerbsfä-

hige Angebote machen und die Auslastung von Netz und Transportgefä-

ßen erhöhen. Effizienz lässt sich unterteilen in168:  

 Allokative Effizienz: Entstehen Wettbewerbspreise?169 

 Investitionseffizienz: Können Reinvestitionen und Erweiterungsinvesti-

tionen finanziert werden? 

 Produktions- / Kosteneffizienz: Sind die Produktionskosten für eine 

gegebene Outputmenge minimal? 

 Innovationseffizienz: Wird ausreichend und effizient geforscht und 

entwickelt?170 

Darüber hinaus gibt es übergeordnete für Bahn und/oder Staat wichtige 

Nutzenkriterien wie EU-Konformität, Beschäftigungssicherung und die Er-

füllung des Infrastrukturauftrags: 

Aus den Zielsystemen von DB und Staat und spezifischen Effizienzkrite-

rien des Schienenverkehrs sind nach Meinung des Autors elf Kriterien ab-

leitbar, mit denen der gesamtwirtschaftliche Nutzen und die betriebswirt-

schaftliche Effizienz verschiedener Organisationsmodelle abgeschätzt 

werden kann: 

                                            
168 Vgl. Beckers (2004, S. 19f). Siehe auch Ewers (2002, S.5f) 
169 Vgl. zum Effizienzbegriff auch Ewers (2002, S.5f) 
170 Eine optimale Innovationsstrategie wird dann verfolgt, wenn die zu erwartenden abdiskontierten Kostener-

sparnisse (bzw. Mehrerlöse) den Aufwendungen für Forschung & Entwicklung entsprechen. Vgl. Beckers 
(2004) 
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Abb. 39: Kriterien des gesamtwirtschaftlichen Nutzens des Schienenverkehrs171 

 Diskriminierungspotential: Welche Möglichkeiten bleiben, direkt oder 

indirekt Wettbewerber auszugrenzen? 

 Effizienz im Netz: Wie effizient ist die Infrastruktur beim Mitteleinsatz 

und wie effizient wird die Infrastruktur in ihrer Dimensionierung auf die 

Anforderungen der Transporteure ausgerichtet? 

 Trennungsaufwand: Wie hoch ist der einmalige finanzielle Aufwand 

bei einer Herauslösung des Netzes aus der DB? 

 Operative Koordination: Wie ist die Reaktionsgeschwindigkeit und 

Anpassungsfähigkeit bei ungeplanten Zwischenfällen und im laufenden 

Betrieb? 

 Kostenersparnisse und Synergien: Wie ist die interne Effizienz des 

Systems. Wird die Produktivität kontinuierlich erhöht und werden so vie-

le Synergien wie möglich genutzt? 

 Innovationspotential: Wie ist die technische Weiterentwicklung des 

Systems Rad/Schiene. Gibt es ausreichende technologische Innovatio-

nen und werden diese auch umgesetzt, um die Gesamteffizienz des 

Systems zu erhöhen? 

 Eigenkapitalzufluss: Kann privates Risikokapital angezogen werden, 

um die Investitionen in Infrastruktur und Fahrzeuge mitzufinanzieren 
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und damit die Voraussetzungen für ein gesundes Wachstum des 

Schieneverkehrs und des Unternehmens DB zu schaffen? 

 Investitionen: Werden ausreichende Investitionen an den richtigen 

Stellen zum richtigen Zeitpunkt getätigt? 

 Infrastrukturauftrag: Kann der Staat die Weiterentwicklung des Netzes 

so mitbestimmen, dass er seinen Infrastrukturauftrag erfüllt? 

 Beschäftigungssicherung: Kann die Produktivitätssteigerung und Sa-

nierung von Netz und Betrieb so erfolgen, dass ein sozialverträglicher 

Abbau erfolgt? 

7.5 Betrachtete Organisationsformen 

Während das von der DB geforderte Modell konkret die „integrierte Bahn“ 

ist, die an die Börse geht, ist das gewünschte Organisationsmodell aus 

Sicht des Staates zwischen den Parteien immer noch strittig. Viele drän-

gen auf eine Herauslösung der Infrastruktur und den Übergang in eine 

staatliche Behörde bzw. ein staatliches Unternehmen.  

8. Integrierte Bahn vs. Trennung von Netz und Be-
trieb 

In der folgenden Analyse werden dementsprechend zwei Modelle gegen-

übergestellt:  

 Das derzeitige Modell der integrierten Bahn in einem Konzernverbund. 

 Die Abtrennung der Infrastruktur und die Überführung in eine staatliche 

Infrastrukturgesellschaft. Die gesamte Infrastruktur und deren Betrieb 

(Intensitätsstufe 4, siehe Kapitel 5.2) werden von dieser staatlichen Ge-

sellschaft übernommen.  

Diese beiden Modelle werden darauf hin geprüft, inwieweit sie gemäß den 

oben definierten Kriterien den gesamtwirtschaftlichen Nutzen bzw. den 

des Unternehmens DB erhöhen. Diese Bewertung hat natürlich Unschär-

fen, sollte aber auf Basis der Argumentation nachvollziehbar sein. Soweit 

die Bewertung strittig ist, wird dies durch eine rote Unterlegung kenntlich 

gemacht: 

                                                                                                                        
171 Eigene Abbildung 
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8.1 Kriterienbewertung 

8.1.1 Konformität mit den EU Richtlinien 

Die Konformität mit der EU-Gesetzgebung ist aus Sicht des Staates ein 

wichtiger Gesichtspunkt. Der von dem so genannten Eisenbahnpaket 

ausgehende rechtliche Impuls könnte eine institutionelle Trennung von 

Netz und Betrieb erzwingen172. Wie unter anderem Berschin173 feststellt, 

wird den Mitgliedstaaten nur scheinbar die Entscheidung über die organi-

satorische und rechtliche Trennung überlassen.  

Die einzelnen Aktiengesellschaften werden von der DB Holding über „Be-

herrschungsverträge“ geführt. Solange die DB sowohl den Infrastruktur-

betreiber als auch die Transportgesellschaften beherrscht, hat sie einen 

direkten Durchgriff. Die Vorstände der Töchter sind zu einer Befolgung der 

Weisungen aus der Konzernzentrale verpflichtet174. Die Holding selbst 

wiederum wird nicht vorrangig die Infrastruktur optimieren, sondern das 

Wohl des ganzen Konzerns vor Augen haben. Es bleibt abzuwarten, ob 

sich diese Konstruktion nicht über kurz oder lang mit der Intention der EU-

Richtlinie beißt. Die DB selbst ist allerdings der Überzeugung, dass auch 

die gegenwärtige Organisationsstruktur den EU-Anforderungen genügt.  

Aus Sicht des Staates wäre aber eine klarer den Richtlinien entsprechen-

de Lösung besser. Eine institutionelle Trennung von Netz und Betrieb hin-

gegen würde den Anforderungen der EU-Richtlinie vollauf genügen. 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

EU - Konformität o ++  

8.1.2 Diskriminierungspotentiale 

Diskriminierungen sind theoretisch bei der Gewährung des Zugangs zur 

Infrastruktur, zu den Stationen und/oder zu den notwendigen Anlagen 

möglich175. Ohne einen fairen und diskriminierungsfreien Zugriff auf diese 

                                            
172  Vgl. hierzu BDI / DIHK (2004, S.6) 
173 Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit der Vereinbarkeit der Organisationsstruktur mit dem Eisen-

bahnpaket der EU siehe Berschin (2004) 
174 Siehe hierzu auch Ilgmann (2001) 
175 Vgl. zu den Diskriminierungspotentialen der Bahn auch Berschin (2004,S.2ff) oder Ewers / Ilgmann 

(2001,S13f) 
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Vorleistungen kann kein Wettbewerber konkurrenzfähige Transportdienst-

leistungen anbieten176. 

Personen-
verkehrsnetz Mischnetze Güter-

verkehrsnetz

Stationen Anlagen

DB

Essential Facilities

DB3. 3. 3.

Schienenpersonenverkehrs-
nachfrage

Schienengüterverkehrs-
nachfrage

Information

Dritte Dritte Dritte

 
Abb. 40: Zusammenspiel von Infrastruktur und Transport177 

Der Zugang zu den Trassen ist mittlerweile über ein transparentes Tras-

senpreissystem geregelt; anfänglich problematische Regelungen wie im 

TPS 98178 wurden abgeschafft. Allerdings verbleiben kritische Diskriminie-

rungspotentiale:179  

 Über die eigentliche Trasse hinaus gibt es weitere betriebsnotwendige 

Infrastrukturen, die im Besitz der Bahn sind und keiner direkten Regu-

lierung oder tarifären Aufsicht unterliegen. Dies sind so genannte „es-

sential facilities“ wie Trassen, Anlagen, Stationen, Energie180, ohne die 

ein Transportangebot gar nicht möglich ist. Mit diesen kann (noch) ge-

zielt Unternehmenspolitik betrieben werden. Da sowohl Transportunter-

nehmen als auch die Infrastruktur im Konzernverbund sind, werden 

Preisveränderungen von und an den betriebsnotwendigen Anlagen für 

                                            
176 Vgl. ASG (2001, S.14ff) 
177 Eigene Abbildung 
178 Dies war ein zweistufiges System. Für eine Analyse des Trassenpreissystems 98 siehe auch Ewers/ Ilgmann 

(2000 A) 
179 BDI / DIHK (2005, S.7) 
180 Eindrucksvolle Diskriminierungsbeispiele gibt Raith (2004, S.3ff) 
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den Konzern intern zum Nullsummenspiel. Für dritte Wettbewerber stel-

len sie jedoch Nettopreiserhöhungen dar181.  

 Der Konzernverbund von Netz und Betrieb ermöglicht es der DB prinzi-

piell, zum Beispiel bei Ausschreibungen im öffentlichen Personennah-

verkehr „Koppelgeschäfte“ abzuschließen. Solche Koppelgeschäfte 

können darin bestehen, dass man die Umsetzung eines Infrastruktur-

projektes „wahrscheinlicher“ macht, wenn die eigene Regionalgesell-

schaft die Ausschreibung gewinnt182.  

 Ein Vorteil für das Unternehmen ist sein exzellentes Konzernrating. Da-

durch, dass das Unternehmen vollständig im Staatsbesitz ist, bekommt 

es sehr günstige Refinanzierungskonditionen eingeräumt183. Allerdings 

stehen diesem Vorteil auch Nachteile bei den Personalkosten gegen-

über.  

Ob und in welchem Maße diese und weitere Diskriminierungspotentiale184 

von der DB wirklich genutzt werden185, ist nicht Gegenstand dieser Analy-

se. Es bleibt festzuhalten, dass trotz der derzeitigen Regulierung prinzipiell 

noch Diskriminierungsmöglichkeiten bestehen. Deren Nutzung kann nur 

schwer ganz ausgeschlossen werden. 

Bei einer institutionellen Trennung würde die operative Betriebsführung 

sowie das Anlagen- und Trassenmanagement auf ein staatliches Infra-

strukturunternehmen übergehen. Dieses könnte einen absolut diskriminie-

rungsfreien Zugang für alle Wettbewerber gewährleisten, da es die volle 

Verfügungsgewalt hätte. 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
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8.1.3 Effizienz im Netz 

Ein weiteres wichtiges Kriterium für die Vorteilhaftigkeit einer Organisati-

onsform ist der Produktivitätsdruck, der auf die Infrastruktur ausgeübt wird.  

                                            
181 BDI / DIHK (2005, S.7) 
182 Für weitere Beispiele siehe Friedrich (2005, S.2) 
183 Vgl. Raith (2004, S.7) 
184 Siehe für ein weiteres praktisches Beispiel für Diskriminierung ASG (2001, S.10) 
185 Nach Ilgmann (2001) ist es paradox, wenn Netz und Transport zusammenbleiben, dann aber unabhängig 

agieren wollen. 
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Zur Zeit ist das Netz im Konzernverbund integriert. Die DB hat ein eigenes 

Interesse, die Produktivität des Netzes zu erhöhen, um ihre eigene Wett-

bewerbsposition im intermodalen Wettbewerb zu verbessern. Ein mögli-

cher Börsengang würde diesen Druck noch verstärken: 

 
Abb. 41: DB Netz zwischen Transporteuren und Kapitalmarkt186 

Allerdings besteht dieser Druck nicht bei den Nahverkehrsinfrastrukturen 

(siehe Kapitel 4.2.3). Außerdem wird das Netz komplett und ohne jegliche 

Ausschreibung an Dritte von der DB selbst bewirtschaftet187, so dass viele 

Einsparpotentiale nicht ersichtlich werden188.  

Würde das Netz in Staatshand gehen, wäre der Produktivitätsdruck wahr-

scheinlich noch geringer. Gründe hierfür sind:  

 Die Beschäftigungssicherung: DB Netz beschäftigt zur Zeit circa 

80.000189 Mitarbeiter. Eine weitere Sanierung des Netzes würde unwei-

gerlich einen Personalabbau nach sich ziehen, für den die Regierung 

als direkter Eigentümer die Verantwortung übernehmen müsste.  

                                            
186 Abbildung gemäß interner DB-Präsentation 
187 Sieh auch Glöß (2004) 
188 BDI / DIHK (2005, S.7) 
189 Vgl. Geschäftsbericht der DB AG 2004 (2005), S.1  



Master Thesis  Trennung von Netz und Betrieb 

  Seite 62 

 Behörden bzw. Bürokratien haben eher die Tendenz sich auszuweiten, 

als sich selbst überflüssig zu machen. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn sie eine monopolistische Position einnehmen. Würde das Netz in 

eine staatliche Behörde ausgegliedert, gingen Produktivitätsanreize 

größtenteils verloren190.  

Die Folge wäre, dass die Netzkosten höher wären, als bei einer integrier-

ten Bahn, die Produktivitätsdruck ausüben kann und ausübt.  

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Effizienz im Netz + --  

8.1.4 Trennungsaufwand 

Wenn die DB weiterhin als integriertes Unternehmen agiert, entstehen na-

turgemäß überhaupt keine Trennungskosten.  

Die Kosten der Herauslösung aus dem Netz wären bei einer institutionel-

len Trennung aufgrund der derzeitigen organisatorischen Verzahnung 

hoch. Die genaue Höhe wurde hierbei noch nicht präzise bewertet. Die 

englische Bahnreform hat jedoch gezeigt, dass eine Ausgliederung einen 

erheblichen einmaligen Aufwand und eine Vielzahl an Reibungsverlusten 

mit sich bringen würde. 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Trennungsaufwand ++ --  

8.1.5 Synergien und Transaktionskosten 

Kostenersparnisse und Synergien treten aus Sicht der DB zum einen 

durch geringere Overhead- bzw. Verwaltungskosten auf: 

                                            
190 Siehe ausführlich zu den Anreizsystemen in Behördenorganisationen: Vaterlaus (2003, S.49ff) 
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Abb. 42: Kostenersparnisse und Synergien aus Sicht der DB191 

Außerdem sichert der Verbund aus Sicht des Unternehmens eine kosten-

effiziente Zusammenarbeit an der Vielzahl von Schnittstellen im Sys-

tem192. Bei einer Herauslösung des Netzes wäre eine wahrscheinliche 

Folge, ... 

 ...dass an vielen Schnittstellen Funktionen doppelt 

besetzt werden müssen.  

 ...dass anstatt interner Regelungen eine Vielzahl 

externe Verträge zu schließen wären, da das Zu-

sammenspiel von Transport und Infrastruktur sehr 

komplex ist. 

 ...dass die Vielzahl der notwendigen Verträge zu 

hohen einmaligen und wiederkehrenden Kosten 

führen würde, weil die wirkliche oder vermeintliche 

Nichteinhaltung von Verträgen oder Vertragsbe-

standteilen unweigerlich eine Vielzahl von Rechts-

streitigkeiten nach sich ziehen.  

Hier müssen nach Meinung des Autors grundsätzliche 

Einschränkungen gemacht werden: Größenvorteile durch gemeinsamen 

Einkauf, Finanzierung, etc. gibt es bei allen Unternehmen. Ihnen stehen 

ab einer gewissen Größe jedoch auch die Nachteile gegenüber, die eine 

große komplexe Unternehmensstruktur mit sich bringt.  

                                            
191 Eigene Abbildung auf Basis DB-interner Publikationen 
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Die Kostenerhöhung durch die Verdoppelung von Funktionen an den 

Schnittstellen kann ebenso nicht als pauschale Begründung dienen. Ge-

rade wenn viele Transporteure auf einem Netzsektor fahren, muss an den 

Schnittstellen die Koordination von Netz und Betrieb auf Grundlage einer 

Vielzahl von internen Regelungen und schriftlichen Vereinbarungen ge-

schehen, die man genauso gut mit Dritten abschließen kann und, bei 

Wettbewerb auf dem Gleis, auch muss. Die Verdopplung von Funktionen 

ist höchstens auf schlecht ausgelasteten Nebenstrecken problematisch, 

bei denen sich die vertikale Integration anbietet (siehe Kapitel 3.3.1).  

Insbesondere die aufwändige und detaillierte SYNETRA-Studie193 kam, -

trotz teilweise nachgewiesener Synergien- zu dem Schluß : 

„Die in der gegenwärtigen Debatte häufig geäußerte Meinung, dass 
nur ein vertikal integriertes Unternehmen die Synergiepotentiale nut-
zen kann, wird von der vorliegenden Studie nicht bestätigt."194 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Synergien + -  

8.1.6 Operative Koordination 

Der Koordinierungsaufwand ist im Schienenverkehr höher als auf der 

Straße195. Insbesondere bei hochfrequenten relativ reinen Verkehren, also 

zum Beispiel S-Bahn- und teilweise ICE-Verkehren sind aufgrund der 

dann engen Vertaktung Verbundvorteile und Vorteile bei der operativen 

Koordination zu vermuten. Die hohe Zugfrequenz führt zu besonderen An-

forderungen an die Reaktionsgeschwindigkeit, die Flexibilität und an das 

Zusammenspiel von Netzinstandhaltung und operativem Betrieb. Diesen 

Anforderungen kann man integriert besser gerecht werde. Aufgrund der 

vom Gesetzgeber erzwungenen Schnittstelle („Chinese Wall“) zwischen 

Netz und Betrieb, können aber mögliche Synergiepotentiale hier auch 

nicht in Gänze gehoben werden.  

                                                                                                                        
192 Eine detaillierte Beschreibung möglicher Reibungsverluste der Trennung findet sich bei Hirschhausen / 

Siegmann (2004, S.8ff) und Litra (Hrsg.) (2001, S.4ff). Vgl. auch GdE (2001, S.26ff)  
193 Hirschhausen / Siegmann (2004) 
194 Hirschhausen / Siegmann (2004, S.413), vgl. auch Heeg (2004) 
195 Vgl. Litra (Hrsg). (2001, S.4ff) 
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Die bessere operative Koordination gilt laut DB für das gesamte Netz. 

Diese Vorteile eines integrierten Unternehmens bei der operativen Koordi-

nation sind jedoch allgemeingültig wissenschaftlich nicht ableitbar196.  

Bei einer institutionellen Trennung von Netz und Betrieb ist jedoch nichts-

destotrotz mit einer schlechteren operativen Koordination zu rechnen, vor 

allem weil die dann staatliche Netzbehörde bzw. das staatliche Netzunter-

nehmen weniger Anreize für ein reibungsloses Funktionieren des Betriebs 

hätte als ein integriertes. Durch die institutionelle Trennung würden inter-

nen Regelungen durch externe Verträge ersetzt werden müssen. Dies 

würde die Transaktionskosten tendenziell erhöhen. Grundsätzliche negati-

ve Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit des Schienenverkehrssys-

tems sind aber bei einem gut funktionierenden Netzbetrieb unwahrschein-

lich197.  

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Operative Koordination o -  

8.1.7 Investitionen 

In einem integrierten Unternehmen sind die Investitionen ins Netz und in 

die Fahrzeuge vom erwarteten betriebswirtschaftlichen Erfolg abhängig. In 

einem integrierten Verbundkonzern werden die Investitionen zuerst getä-

tigt, die einen möglich großen wirtschaftlichen Erfolg versprechen. Hiermit 

werden also prinzipiell die richtigen Anreize für sinnvolle Investitionen ge-

setzt198. Außerdem können Netzinvestitionen mit Fahrzeuginvestitionen 

übergreifend abgestimmt werden199. Allerdings wird weniger in unrentable 

Nebenstrecken investiert, die dementsprechend marode werden200.  

Bei einem institutionell getrennten staatlichen Unternehmen gäbe es bei 

allen Investitionsentscheidungen das Problem der fehlenden Verzahnung 

mit den Transportunternehmen. Deren Wünsche und Forderungen würden 

zwar berücksichtigt, einen wirklichen Durchgriff auf diese Entscheidungen 

                                            
196 Hirschhausen / Siegmann (2004, S.119 bzw. ausführlich S.97ff) 
197 Hirschhausen / Siegmann (2004, S.97ff) 
198 Allerdings wird an den bisherigen Investitionen der DB AG, insbesondere in teure ICE-Strecken auch harsche 

Kritik geübt, wie z.B. von Ewers/ Ilgmann (2001,S13f) 
199 DB AG (2004 C, S.4) 
200 Vgl. VCD (2000,S.11) und insbesondere Engel (2000 B) 
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hätten die Transportunternehmen in dem hier angenommenen Modell al-

lerdings nicht. Vielmehr bestände die Gefahr, dass Politiker, Parteien 

und/oder Regierung direkt Einfluss auf Investitionsentscheidungen neh-

men. Dieser Einfluss kann zwar aus verkehrspolitischen Gründen sinnvoll 

sein, die Erfahrung zeigt aber, dass auch Aus-, und Neubauprojekte von 

politischer Seite gestützt werden, bei denen die betriebswirtschaftlichen 

Nachteile die politischen Vorteile bei weitem überwiegen. Auch die im 

BVWP verankerten Großprojekte 8.1;8.2201 werden von vielen Experten 

als betriebswirtschaftlich und verkehrspolitisch äußerst fragwürdig betrach-

tet.  

Das abgetrennte Staatsnetz würde von seinen Eigentümern unter Um-

ständen eher an qualitativen Kriterien wie Sicherheit und Verfügbarkeit 

gemessen werden, als an Kosteneffizienz. Ein möglicher Unfall wäre mit 

schwer abschätzbaren negativen Konsequenzen für die Regierung und 

das Netzunternehmen verbunden. Beide müssten sich (z.B. von der Op-

position) vorwerfen lassen, nicht für eine ausreichende Sicherheit gesorgt 

zu haben. Diese „Sündenbock“-Funktion übernimmt zur Zeit die DB. Die-

ser Puffer wäre bei einer institutionellen Trennung und einem Netz in 

staatlicher Hand. nicht mehr existent. Dementsprechend besteht die Ge-

fahr, dass tendenziell die Investitionen in die Sicherheit stark steigen wür-

den.  

Bezüglich der Investitionen wird aus unternehmerischer Sicht klar die in-

tegrierte Bahn befürwortet. Dies gilt insbesondere im hier getätigten Ver-

gleich mit einem institutionell getrennten staatlichen Netz. Außerdem gibt 

es Anzeichen dafür, dass sich der Staat mit der Netzübernahme bezüglich 

der Investitionspolitik selbst keinen Gefallen tun würde. Sollten politisch 

motivierte Fehlinvestitionen getätigt werden, würden die Investitions- und 

die Folgekosten das System Schiene insgesamt belasten, ohne dass er-

tragreiche Mehrverkehre generiert werden könnten. 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Investitionen + -  

                                            
201 Einen Überblick über die konkret geplanten Neu- und Ausbauprojekte im Schienenverkehr findet sich bei 

BMVBW (2003, S.53) 
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Die Übernahme der „Sündenbockfunktion“ ist ein weiterer Grund, aus 

staatlicher Sicht eine Verantwortungsübernahme nicht zu befürworten.  

8.1.8 Innovationspotential 

Ein weiteres Kriterium ist das Innovationspotential im Schienenverkehrs-

markt. Dies bezieht sich sowohl auf die Angebotsseite als auch auf techni-

sche Innovationen.  

Die DB vertritt die Position, dass das Zusammenspiel von Wettbewerb und 

Integration die technische Weiterentwicklung des Rad Schiene Systems 

vorantreibt. Dies insbesondere weil die DB ein bahnspezifisches Innovati-

onsmanagement betreibt. Sie betreibt dort einen übergreifenden Ansatz 

und hat die notwendige Finanzkraft und Erfahrung. Es gibt eine Vielzahl 

von Industriekooperationen bei der Entwicklung und Implementierung 

kundengerechter Standards. Beispiele sind die Einführung von GSM-R 

oder die Entwicklung einer neuen Stellwerksgeneration. Auch die Intero-

perabilität, also die internationale Verknüpfung der unterschiedlichen eu-

ropäischen Standards wird von der DB forciert. Dritte Bahnunternehmen 

fungieren mit ihrer höheren Flexibilität und neuen Konzepten hierbei als 

Impulsgeber. Selbst die SYNETRA-Studie kommt zu dem Schluß: „Eine 

enge Koordination von Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der Netz- 

und Transportbereiche im Bahnsystem ist und bleibt unerlässlich“ 202.  

Wer diese Funktionen bei einer institutionellen Trennung übernehmen 

würde, ist unklar. Tendenziell besteht bei dem Staatsunternehmen Fahr-

weg die Gefahr, dass unsinnige Forschungsvorhaben gefördert werden. 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Innovationspotential + 0  

8.1.9 Beschäftigungssicherung 

Für den Staat und für die DB ist die Beschäftigungssicherung ein wichti-

ges Kriterium. Die Gewerkschaften sind der Eisenbahner sind gut organi-

siert und haben viele Mitglieder. Die Bahn hat einen dementsprechenden 

Beschäftigungspakt mit den Arbeitnehmervertretern geschlossen, der be-

                                            
202 Hirschhausen / Siegmann (2004, S.221) 
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triebsbedingte Kündigungen ausschließt. Auch Bund und Länder sind an 

Massenentlastungen nicht interessiert. Bei einer institutionellen Trennung 

würden die bestehenden Vereinbarungen nicht angetastet. Vielmehr be-

stände eher die Gefahr, dass aus politischen Gründen der notwendige 

Personalabbau insbesondere beim Netz langsamer ablaufen würde, mit 

dementsprechenden Folgen für die Produktivität.  

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Beschäftigungssicherung + ++  

In beiden Fällen wären die Arbeitsplätze der Mitarbeiter relativ sicher.  

8.1.10 Erfüllung des Infrastrukturauftrages 

Gemäß Art. 87e, des Grundgesetzes hat der Staat einen Infrastrukturauf-

trag:  

„Der Bund gewährleistet, dass dem Wohl der Allgemeinheit, insbe-
sondere den Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des 
Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Ver-
kehrsangeboten auf diesem Schienennetz........ getragen wird.“203  

 

Mit dem Börsengang als integriertes Unternehmen würde die Erfüllung 

dieses Auftrages gefährdet, führen Kritiker an, da unter dem dann noch 

höheren Produktivitätsdruck schlecht ausgelastete Strecken 

weiterhin204abgebaut würden und so eine Versorgung der Bevölkerung 

gemäß des grundsätzlichen Infrastrukturauftrages nicht mehr 

gewährleistet wäre205. Dem ist entgegenzuhalten, dass der Bund erst bei 

einer Privatisierung von mehr als 50% der Anteile den Zugriff auf die 

Infrastrukturpolitik des Unternehmens komplett verlieren würde206. Eine 

Abgabe von mehr als der Hälfte der Unternehmensanteile ist aber nicht 

mit dem Art 87e GG vereinbar. Im integrierten Unternehmen ist der 

politische Einfluss geringer, so dass tendenziell eher nachfrageorientierte 

Aus- und Neubauentscheidungen getroffen werden, die dementsprechend 

auch im Interesse der Bevölkerung lägen. 

                                            
203 Vgl. Grundgesetz, Art 87e, Abs. 3 
204 Das Schienennetz hat trotz einer Reihe von Neubaumaßnahmen zwischen 1991 und 1998 von 41.000 km auf 

38.100 km abgenommen. Diese Verkleinerung um 7,3 % ist insbesondere auf Stilllegungen von Netzstrecken 
in den neuen Ländern zurückzuführen. Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband (2003, S.41) 

205 Vgl. Engler (2000, S.10) 
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Bei einer institutionellen Trennung bestände die Gefahr, dass die staatli-

chen Mittel ineffizient und politisch bestimmt eingesetzt würden. Allerdings 

könnte eine Nebenstreckenpolitik, wie sie der DB in den vergangenen 

Jahren vorgeworfen wurde, vermieden werden.  

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Erfüllung Infrastrukturauftrag o o  

8.1.11 Privates Risikokapital - Börsengang 

Ein weiteres Argument für die Belassung von Eigentum und Betrieb des 

Netzes im Verbundkonzern DB ist der geplante Börsengang. Dieser ist 

aus Sicht des Unternehmens notwendig, um sich zusätzliches Kapital am 

Kapitalmarkt zu verschaffen. Der DB ist der Börsengang als integrierter 

Verbundkonzern wichtig, weil sie ihrer Meinung nach nur so einen hohen 

Unternehmenswert erzielen kann207. Ein Verbundkonzern DB, der als Ko-

loss in langsam aber stetig wachsenden Verkehrsmärkten agiert, muss 

den Investoren das Versprechen machen können, in ein relativ risikoloses 

Geschäft zu investieren, um die Renditeerwartungen (und damit den Risi-

kozins) niedrig zu halten und sie zuverlässig erfüllen zu können. Die Kon-

trolle über die Wertschöpfungskette ist hierbei ein entscheidendes Asset, 

um Planungsrisiken und Kosten niedrig zu halten. Gemäß einer Studie 

von Morgan Stanley208 investieren Kapitalgesellschaften vor allem in integ-

rierte Eisenbahnunternehmen. Diese zeigt auf, dass insbesondere die 

Börsengänge integrierter Eisenbahnen erfolgreich waren209. Als typische 

Beispiele werden die integrierten börsennotierten Eisenbahnunternehmen 

in Japan und Amerika herangezogen210. Diese arbeiten allerdings rentabel 

und unsubventioniert unter völlig anderen Rahmenbedingungen211. 

Bei einer Heraustrennung des Netzes würde die Kontrolle über die Infra-

struktur weitgehend verloren gehen. Dies betrifft sowohl die Kosteneffi-

zienz als auch die Infrastrukturinvestitionen (siehe oben). Dies stellt je-

                                                                                                                        
206 Vgl. auch ASG (2001, S.9) 
207 Dies wird zum Beispiel mit einem Gutachten von Ehrmann (2003) belegt, welches allerdings von der DB AG 

in Auftrag gegeben wurde. 
208 Eine kritische Würdigung der Studie findet sich in BDI / DIHK (2004, S.2) 
209 Eine kritische Stellungnahme zu dem Morgan Stanley Gutachten findet sich in BDI / DIHK (2004), S.5) 
210 Siehe zur Entwicklung der Bahn in den USA und Japan ASG (2001, S.29f) 
211 Vgl. BDI / DIHK (2009, S.9) 
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doch für den Anleger ein schwer abzuschätzendes Risiko dar, welches er 

nur für eine höhere Durchschnittsverzinsung eingehen würde.  

Für einen Börsengang mit dem Netz müsste der Staat jedoch langfristige 

und verbindliche Zusagen bezüglich der Zuschüsse machen212. Dies ist 

nicht zu erwarten, womit die Integration einen Börsengang eher erschwert.  

Bei einer institutionellen Trennung könnten nur die Transporttöchter an die 

Börse gebracht werden. Diese könnten dann aber auch zu 100% privati-

siert werden. Allerdings würde die fehlende Kontrolle über das Netz den 

Unternehmenswert beeinträchtigen. 

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Privates Risikokapital + o  

8.2 Zwischenfazit 

8.2.1 Zusammenfassung der Methodik  

Aus den Zielsystemen von DB und Staat wurden Entscheidungskriterien 

abgeleitet, um die Vorteilhaftigkeit bzw. die Nachteilhaftigkeit von Organi-

sationsmodellen zu bewerten. Naturgemäß sind die Ziele des Staates 

stärker volkswirtschaftlich geprägt, während die Ziele des Unternehmens 

DB vor allem betriebswirtschaftlicher Natur sind. Es zeigte sich, dass es 

Überschneidungen in den Zielsystemen gibt, allerdings auch Zielkonflikte 

und unüberbrückbare Gegensätze.  

Es gibt die unterschiedlichsten Varianten und Ausprägungen von Organi-

sationsmodellen im Schienenverkehr wie auch ein Blick nach Europa 

zeigt. Hier fand bei der Bewertung eine Beschränkung auf die beiden Mo-

delle statt, die Grundlage vieler Diskussionen sind: das Modell der „integ-

rierten Bahn“ wie sie im Konzernverbund DB zur Zeit vorliegt und der „in-

stitutionellen Trennung von Netz & Betrieb“, bei der die Infrastruktur in ein 

eigenständiges Staatsunternehmen ausgegliedert wird. 

                                            
212 Ewers/ Ilgmann (2001, S.27) 
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8.2.2 Gesamtbewertung 

Bei der Gesamtbewertung zeigt sich ein durchmischtes Bild.  

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

EU - Konformität o ++
Diskriminierungspotentiale - ++

Effizienz im Netz + --
Trennungsaufwand ++ --

Synergien + -
Operative Koordination o -

Investitionen + -
Innovationspotential + o

Beschäftigungssicherung + ++
Erfüllung Infrastrukturauftrag o o

Privates Risikokapital + o  

Abb. 43: Nutzeneinschätzung: "Integrierte Bahn" vs. "Institutionelle Trennung"213 

Insbesondere, wenn man bedenkt, dass die einzelnen Kriterien von den 

verschiedenen Interessengruppen unterschiedlich gewichtet werden, ver-

bietet sich eine eindeutige Implikation. Beide Organisationsformen haben 

Stärken und Schwächen: 

8.2.3 Kurzbewertung Trennungsmodell 

Die institutionelle Trennung von Netz und Betrieb, bei der Besitz und Ei-

gentum an der Schienenverkehrsinfrastruktur in Staatshand gehen, hat 

aus volkswirtschaftlicher Sicht, den Vorteil, dass… 

 …die Infrastruktur des Verkehrsträgers Schiene in Staatshand bleibt. 

Hierdurch kann der Staat Einfluss auf die Investitionsentscheidungen 

und die Trassenpreise nehmen. Dies ermöglicht wiederum eine gezielte 

Steuerung der Verkehrsströme und den Aufbau einer gewünschten 

Schieneninfrastruktur als volkswirtschaftliche Vorleistung.  

 …keine Diskriminierungspotenziale genutzt werden können. Ein fairer 

Zugang zum Netz wird vom Staat gewährleistet, was den intramodalen 

Wettbewerb fördert. 

                                            
213 Eigene Abbildung 
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Leider gibt es auch eine Kehrseite der Medaille. Die gesamtwirtschaftli-

chen Nachteile sind:  

 …unter Umständen eine verfehlte Infrastrukturinvestitionspolitik. Da die 

Politik mit ihren eigenen Interessen verstärkt Einfluss auf die Investiti-

onspolitik nehmen könnte (und wahrscheinlich auch würde), besteht die 

Gefahr von nicht markt- und nachfragegerechten Investitionen (Fehlal-

lokationen) 

 …hohe Kosten des Netzes. Der Produktivitätsdruck würde fehlen, ein 

konsequente Kostensenkung aus oben genannten Gründen schwierig 

(Bürokratieproblem). Tendenziell würden auch die Sicherheitsstandards 

eher angehoben werden, was die Kosten treibt.  

Die Folge für die Volkswirtschaft wäre, dass sich trotz fehlender Diskrimi-

nierungspotential die relative Wettbewerbsfähigkeit des Systems Schiene 

wahrscheinlich nicht entscheidend verbessert und die zentralen Ziele der 

Bahnreform, „Mehr Verkehr auf der Schiene“ und „Entlastung des Staats-

haushaltes“ wahrscheinlich nicht erreicht werden. 

8.2.4 Kurzbewertung Integrationsmodell 

Eine integrierte Bahn hat aus gesamtwirtschaftlicher Sicht im Gegensatz 

dazu die Vorteile…. 

 …dass auch das Netz unter Kosten- und Produktivitätsdruck stände. 

Dies steigert grundsätzlich die Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträ-

gers Schiene. 

 ….die Investitionen in das Netz ertragsorientiert priorisiert und getätigt 

werden. 

 …dass ein zügiger Börsengang möglich wäre. 

Allerdings stehen diesen Vorteilen auch gravierende Nachteile gegenüber:  

 Der Staat würde das Eigentum an einem ganzen Verkehrsträger verlie-

ren214.  

 Darüber hinaus würden auch die staatlichen Zuschüsse für die Infra-

struktur, die in Zukunft gewährt werden, ohne Gegenleistung in die 

nunmehr private Infrastruktur fließen.  

                                            
214 Vgl. Transnet (2005 ‚S.1) 
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 Diskriminierungspotentiale würden durch den Konzernverbund weiter 

bestehen bleiben. Aufgrund der komplexen Verzahnung von Netz und 

Betrieb bestehen immer Möglichkeiten, andere Wettbewerber zu dis-

kriminieren. Quersubventionierungsmöglichkeiten gäbe es auch weiter-

hin. 

Bei einer integrierten Bahn würden die Ziele „Mehr Verkehr auf der Schie-

ne“ und „Entlastung des Staatshaushaltes“ im Vergleich zur institutionellen 

Trennung zwar eher erreicht werden, die Diskriminierungspotentiale und 

Quersubventionierungsmöglichkeiten würden diesem aber entgegenwir-

ken.  

8.2.5 Offene Fragen 

Abschließend bleibt festzuhalten, dass keine der beiden Organisations-

formen aus ordnungspolitischer und Effizienzsicht eine Ideallösung dar-

stellen. Beide haben gravierende Nachteile und folgende zentrale Punkte 

stehen der Umsetzung eines der beiden Modelle entgegen:  

 Überwiegen die Wettbewerbsvorteile der Trennung die höheren Trans-

aktionskosten & die Synergieverluste? 

 Wie könnte das Netz unter staatlicher Leitung effizient sein?  

 Sollte ein Staat einen gesamten Verkehrsträger teilprivatisieren? 

 Wird der Bürger akzeptieren, dass indirekt mit seinen Steuern die Divi-

dende der Aktionäre bezahlt wird?  

Es stellt sich die Frage, ob nicht eine alternative Organisationsform mög-

lich ist, die sowohl für den Staat als auch für die DB AG akzeptabel ist und 

außerdem den gesamtwirtschaftlichen Nutzen maximiert?  
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9. Eigentumsmodell als mögliche Lösung 

Zum Abschluss dieser Arbeit wird ein Organisationsmodell vorgeschlagen, 

dass zwischen den beiden betrachteten liegt und das Netzeigentum von 

der Bewirtschaftung trennt215.  

9.1 Grundstruktur des Eigentumsmodells216 

Bei diesem würde das Eigentum an der Schieneninfrastruktur an den 

Staat übergehen. Es sollte folgende Merkmale haben:  

 Das Eigentum am Fahrweg wird einer bundeseigenen Fahrweg AG ü-

bertragen. 

 Die Fahrweg AG vergibt die Trassen und sichert damit die Diskriminie-

rungsfreiheit. 

 Die Betriebssteuerung des Netzes (Leitung und Sicherung sowie Bau-

stellenmanagement), die Instandhaltung sowie Aus- und Neubauten 

werden –zumindest anfangs- per Geschäftsbesorgung auf die fortbe-

stehende DB Netz AG übertragen. 

 Minderheitsbeteiligungen der DB sowie dritter Eisenbahnverkehrsunter-

nehmen (EVU’s) und gegebenenfalls der Länder an der Fahrweg AG 

werden ermöglicht. 

Staat

Infrastruktur
Eigentum

DB 
 Holding

DB Infrastruktur
Betrieb

DB
Transporteure

Anleger

bis 100%

100%

Geschäftsbesorgungsvertrag  

Abb. 44: Eigentumsmodell217 

                                            
215 Siehe hierzu Engel (2000 A) 
216 Das Modell ist stark angelehnt an Neuhoff (2001) sowie BDI/DIHK (2005) und nimmt Aspekte und Vor-

schläge von Boettger (2001, S.13ff), VDV (2005) oder Pällmann (2004) mit auf. 
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9.2 Aufgaben  

Die Aufgaben der Fahrweg AG wären218... 

 ...die Eigentumsverwaltung der Schieneninfrastruktur, 

 ...die Planung der Netzentwicklung, 

 ...die Bauherrenfunktion, 

 ...das Trassenmanagement, also die Koordination des Gesamtfahr-

plans, 

 ...die Festsetzung der Trassengebühren (unter Aufsicht des Bundesmi-

nisteriums für Verkehr). 

Die Aufgaben der weiter im Konzernverbund verbleibenden DB Netz wä-

ren... 

 ...die Betriebsführung und –steuerung. Dazu gehören die Netzleitzent-

rale, das Notfallmanagement, die Betriebsleitzentralen sowie Betriebs-

prozessanalysen, 

 ...die Koordination von operativen Betrieb und dem Bau bzw. der In-

standhaltung. DB Netz bestimmte also weiterhin die Baubetriebspla-

nung zur Sicherung der Betriebsqualität. 

DB Netz agiert hier als Dienstleister für konzerninterne und konzernexter-

ne Transporteure.  

9.3 Finanzierung219 

Es gibt keine Gewinnerzielungsabsicht. Ziel ist eine schwarze Null. Die 

Finanzierung der Fahrweg AG erfolgt durch… 

 ...die Einnahme von Trassengebühren. Diese werden durch die entste-

henden Infrastrukturkosten sowie verkehrspolitische Zielsetzungen (z.B. 

Förderung des kombinierten Güterverkehrs) bestimmt. Das Trassen-

preissystem sollte so ausgebaut werden, dass neue, möglichst nicht-

kannibalisierende Verkehre generiert werden220. Dadurch können zu-

sätzliche Deckungsbeiträge für das Netz erwirtschaftet werden. 

                                                                                                                        
217 Eigene Darstellung auf Grundlage DB AG-Interner Präsentationen. 
218 Vgl. Neuhoff (2001, S.35) 
219 Vgl. auch Neuhoff (2001, S.36) 
220 Nicht-kannibalisierende Verkehre bedeuten, dass durch sie keine bestehende Nachfrage verdrängt wird. 
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 ...staatliche Baukostenzuschüsse und zinslose Darlehen. Mit diesen 

werden die Finanzierungskosten gering gehalten und Investitionen ge-

fördert und bezuschusst. Der Bund als Eigentümer bzw. Mehrheitseig-

ner der Fahrweg AG finanziert hiermit den Netzausbau. 

 ...Finanzbeteiligungen der Gesellschafter, also anfangs insbesondere 

der DB AG, an Ausbau- und Neubauprojekten. Diese würde wie bisher 

schon mit Eigenmitteln der DB erfolgen. Die DB würde dann dement-

sprechend Anteile an den zukünftig zu erwartenden Trasseneinnahmen 

vertraglich zugesichert bekommen. Die Konzeption dieser Verträge soll-

te sich eng an bestehende „Public-Private-Partnership“ (PPP) Modelle 

anlehnen221. 

Die DB Netz wird finanziert durch... 

 ...Servicegebühren („Service-Fees“) für die Betriebssteuerung und die 

Bereitstellung von Dienstleistungen an den Anlagen und Stationen. So-

weit diese monopolistisch angeboten werden (Bahnstrom, etc.) muss 

eine Preisregulierung erfolgen und allen Nutzern ein diskriminierungs-

freier Zugang gewährt werden 

 ...Geschäftsbesorgungsverträge mit der Fahrweg AG. Diese werden für 

die Reinigung, Sicherheit, die Instandhaltung von Netz und Bahnhöfen, 

usw. zwischen DB Netz und der Fahrweg AG abgeschlossen. Diese 

Verträge sollten messbare Vorgaben für die Qualität der Leistungs-

erbringung und einen Anreiz zur Qualitätsverbesserung beinhalten (Bo-

nus/Malusregelungen). 

 ...Projektverträge: Diese werden insbesondere bei größeren Bauprojek-

ten abgeschlossen. 

9.4 Beurteilung 

Bei einer Beurteilung dieses Modells anhand der in dieser Arbeit verwen-

deten Entscheidungskriterien lassen sich folgende Aussagen treffen:  

 EU-Konformität: Die Konformität mit den EU-Richtlinien wäre gege-

ben. 

                                            
221 Siehe zu möglichen PPP-Modellen bei der Schieneninfrastruktur auch HVB (2004, S.1ff), BDI / DIHK (2001, 

S.40ff) 
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 Erfüllung des Infrastrukturauftrages: Die Souveränität über das 

Schienennetz würde dem Staat erhalten bleiben.  

 Diskriminierungsfreiheit: Die Diskriminierungsfreiheit, also der freie 

Zugang zu den Strecken, Stationen und Anlagen würde über die „staat-

liche“ Trassenvergabe gesichert. 

 Verkehrspolitische Steuerung: Darüber hinaus könnte der Staat, da 

er ja nun selbst die Trassenpreise festlegt, über eine gezielte Steuerung 

der Preise verkehrspolitisch gewünschte Mehrverkehre auf bestimmten 

Relationen stimulieren. 

 Investitionen: Die Beteiligung der Transporteure an der Fahrweg AG 

würde eine nutzerorientierte Weiterentwicklung des Netzes fördern. 

 Synergien: Dadurch, dass die Betriebssteuerung durch die DB Netz 

AG erfolgt und die DB an der Fahrweg AG direkt beteiligt ist, bleiben 

Verbundvorteile weitestgehend erhalten. 

 Effizienz Netz: Der Effizienzdruck auf das Netz bliebe bestehen. Durch 

die Geschäftsbesorgungsverträge würde er sogar noch erhöht werden, 

da die Fahrweg AG mittelfristig damit drohen könnte, Leistungen auch 

an Dritte zu vergeben.  

 Privates Risikokapital: Die DB könnte ihre Börsenpläne wie geplant 

verwirklichen, ohne dass der Verdacht aufkäme, es würden mit Steuern 

die Renditen für Aktionäre bezahlt. Darüber hinaus könnten auch mehr 

als die Hälfte der Anteile an die Börse gebracht werden, da die durch 

den Infrastrukturauftrag des Grundgesetzes vorgegebene Höchstgren-

ze von 49,9% für dieses reine Transport- und Dienstleistungsunterneh-

men nicht gilt. Damit könnte sich der Staat langfristig komplett aus dem 

Unternehmen zurückziehen, was ja auch im Interesse der DB wäre.  

 Operative Koordination: Die operative Koordination erfolgt weiterhin 

im Konzernverbund, so dass alle Vorteile dieser Verzahnung zunächst 

erhalten bleiben. Für eine schlechte Leistungsqualität von Kunden kann 

nicht die Fahrweg AG verantwortlich gemacht werden, sondern die 

Transportgesellschaften und vielleicht noch die DB Netz. Hierdurch gibt 

es weitere Anreize, die Qualität zu steigern.  

 Trennungsaufwand: Im Vergleich zur kompletten institutionellen Her-

auslösung sind die Trennungskosten viel geringer, da ja nur die Tras-
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senvergabe und die Bauplanung und Bauvergabe aus der DB heraus-

gelöst würden.  

 Beschäftigungssicherung: Die Beschäftigungssicherung ist ein Ziel 

sowohl des Staates als auch der DB AG. Über den intern vorhandenen 

Sanierungsdruck der DB hinaus könnte die Fahrweg AG über die 

Fremdvergabe von Leistungen einen zusätzlichen Druck aufbauen. Da 

diese aber direkt zu Bund und Ländern gehört, ist es unwahrscheinlich, 

dass über zu schnelle und große Fremdvergaben Massenentlassungen 

bei der DB erzwungen werden. 

 Innovationspotential: Das Innovationspotential würde im Konzernver-

bund voll erhalten bleiben. Soweit die Forschung und Entwicklung am 

Rad/Schiene-System im allgemeinen Interesse der Gesellschaft ist, 

wird sie von der Fahrweg AG bei der DB AG in Auftrag gegeben. Damit 

ist gesichert, dass nicht nur die DB die Innovationsrichtung bestimmt, 

sondern auch die Wettbewerber ihre Stoßrichtungen und Innovations-

potentiale einbringen können.  

Obwohl bei den Bewertungen natürlich ob der Komplexität Unschärfen 

verbleiben und die zugrunde liegenden These natürlich diskutiert werden 

können und werden, zeigt sich bei einer Bewertung der gewählten Ent-

scheidungskriterien folgendes Bild:  

Integrierte 
Bahn

Institutionelle 
Trennung

Eigentums-
modell

EU - Konformität o ++ ++
Diskriminierungspotentiale - ++ ++

Effizienz im Netz + -- +
Trennungsaufwand ++ -- +

Synergien + - +
Operative Koordination o - +

Investitionen + - +
Innovationspotential + o +

Beschäftigungssicherung + ++ +
Erfüllung Infrastrukturauftrag o o ++

Privates Risikokapital + o ++  

Abb. 45: Gesamtwirtschaftlicher Nutzen des Eigentumsmodells 

Auch wenn einige der gemachten Einschätzungen strittig sind, zeichnet 

sich doch ab, dass das Eigentumsmodell für Staat und Unternehmen die 

meisten Vorteile aufweist.  
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10. Handlungsempfehlungen 

10.1 Handlungsempfehlungen für den Staat 

Dem Staat wäre ein zweistufiges Vorgehen zu empfehlen: 

10.1.1 Umsetzung Eigentumsmodell 

 Das Eigentumsmodell wird in der oben beschriebenen Form schnellst-

möglich umgesetzt, indem die Fahrweg AG gegründet und ihr die ent-

sprechenden Aufgaben und Kompetenzen zugeordnet werden. Die o-

perative Betriebssteuerung sowie alle sonstigen infrastrukturrelevanten 

Aktivitäten werden wie bisher von der DB durchgeführt, allerdings in 

„Geschäftsbesorgung“ für die Fahrweg AG. Hierfür werden dement-

sprechende Verträge zwischen der Fahrweg AG und der DB Netz AG 

bzw. DB Station&Services AG über einen definierten Zeitraum abge-

schlossen. 

 Das Netz wird in ein Kernnetz (hier geht es um Wettbewerb auf dem 

Netz) und diverse Regionalnetze des Nahverkehrs (hier geht es um 

Wettbewerb um das Netz) eingeteilt. 

 Der Fahrweg AG wird vom Staat ein Kostendeckungsziel strikt vorge-

geben. Aus diesem leitet diese einen Trassenpreiskatalog ab, der für 

einen langen Zeitraum gilt. Trassenpreissenkungen in diesem Zeitraum 

sind möglich, -erhöhungen nicht.  

 Die Unternehmensbereiche der DB werden auf dieser Basis an die Bör-

se gebracht. Entweder die Geschäftsbereiche getrennt, oder die DB als 

(horizontal) integrierter „Mobilitäts- und Logistikdienstleister“. Erlöse von 

15 Mrd. € wären bei einer vollständigen Privatisierung erreichbar222.  

 Die Erlöse werden zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen ein-

gesetzt. 

                                            
222 Vgl. Neuhoff (2001, S.25) 
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10.1.2 Ausdifferenzierung Netze und Verträge 

In einem zweiten Schritt wäre folgendes Vorgehen empfehlenswert:  

 Das Eigentum an den Regionalnetzen bzw. regionalen Nebenstre-

cken223 sollte in Länderhoheit übergehen und an Fahrweg AGs der Län-

der übertragen werden224. Diese können den Bedarf vor Ort besser 

bestimmen.  

 Die Geschäftsbesorgungsverträge mit der DB sollten weiter ausdiffe-

renziert werden und sich auf abgrenzbare Objekte und Tätigkeiten be-

ziehen. Solange es keinen Wettbewerb bei der Netzbewirtschaftung 

gibt, ist eine vollständige und transparente Rechnungslegung zu ver-

langen. 

 Schrittweise sollten die Geschäftsbesorgungsverträge für die Infrastruk-

turbewirtschaftung an Dritte ausgeschrieben werden, die dann in Kon-

kurrenz zur DB treten.  

 Zur Finanzierung der Infrastruktur225 sollten, insbesondere bei Aus- und 

Neubau von Strecken vermehrt Public-Private-Partnership-Modelle226 

(PPP) 227 umgesetzt werden. Bei diesen finanziert privates Kapital die 

Investitionen vor, um diese über die zukünftigen Nutzungsgebühren zu 

refinanzieren228. Hierdurch würde zusätzliches privates Risikokapital für 

die Schieneninfrastruktur gewonnen. Außerdem gäbe es intrinsische 

Anreize, die jeweiligen Strecken in gutem Zustand zu halten. Da klassi-

sche PPP-Modelle auf der Schiene oft nicht möglich sind, da die zu er-

wartenden Trasseneinnahmen die Streckenkosten nicht refinanzieren 

können, sind auch Schattenmautmodelle229 anzudenken. Bei diesen 

zahlt der Staat in Abhängigkeit vom wirklichen Verkehrsaufkommen ei-

nen Teil der Nutzungsgebühren. 

Durch diese Maßnahmen könnte die Zunahme des Effizienzdruckes auf 

die Infrastruktur relativ präzise gesteuert werden. Die Übertragung der 

                                            
223 Siehe auch Schmidt, A. (2004,S.2) 
224 Vgl. auch die unterschiedlichen Positionen bei VDV (Hrsg.) (2005, S.1ff) 
225 Vgl. Arlt (2000, S.93ff) 
226 Siehe zur Umsetzung vom PPP-Modellen durch die öffentliche Hand siehe BMWA (2005, S.2ff), sowie BDB 

(2004), Falschlehner (2005) 
227 Für einen kurzen Überblick über die Struktur von PPP-Modellen siehe Bayrischer Bauindustrieverband 

(Hrsg.) (2005) 
228 Siehe beispielsweise Giannakos (2004), Falschlehner (2005) 
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Regionalnetze würde außerdem dem Subsidiaritätsprinzip entsprechen. 

Die Ausdifferenzierung der Verträge beseitigt obendrein die Quersubven-

tionierungspotentiale und damit falsche Allokationsanreize.  

10.2 Handlungsempfehlungen für die DB 

Die DB sollte nach persönlicher Meinung des Autors von ihrer bisherigen 

unbedingten Position abrücken, die eine Alternative zum anvisierten Bör-

sengang als vertikal integrierte Bahn kategorisch nicht zulässt. Dies aus 

folgenden Gründen: 

 Abgesehen davon, dass der Börsengang wegen grundsätzlicher K.O.-

Kriterien mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit von der Poli-

tik nicht zugelassen wird, könnte das derzeitige Eigentum am Netz bei 

einem Börsengang unter Umständen ein Klotz am Bein sein, der die 

mögliche Marktkapitalisierung beeinträchtigt.  

 Ein Umsetzung des Eigentumsmodells würde den Börsengang relativ 

schnell ermöglichen und der DB die gewünschte Unabhängigkeit und 

möglicherweise auch Finanzmittel bringen, um ihre Strategie fortzuset-

zen und ein international führender Infrastruktur-, Mobilitäts- und Lo-

gistikdienstleister zu werden. 

 Der über das Eigentumsmodell ausgeübte Effizienzdruck auf das Netz 

würde dabei helfen, auch als Infrastrukturdienstleister im europäischen 

Markt wettbewerbsfähig zu werden. Gerade die Ausdifferenzierung der 

Geschäftsbesorgungsverträge bei der Infrastrukturbewirtschaftung 

könnte das spezifische KnowHow generieren, mit welchem die DB –auf 

ihren Kernkompetenzen aufbauend – in ausländischen Märkten aktiv 

werden könnte. Auch die Entwicklung von bahnspezifischen PPP-

Modellen stellt eine Chance dar, hier Systemführer zu werden. 

 Die politische und öffentliche Unterstützung für eine DB, die nicht mehr 

im Dunstfeld eines diskriminierenden Monopolisten ist, würde wahr-

scheinlich, auch aus Beschäftigungssicherungsgründen, massiv zu-

nehmen. 

                                                                                                                        
229 Vgl. SPD-Fraktion (2001, S.36ff) 
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Dementsprechend ist der DB folgendes Vorgehen zu empfehlen:  

 Die DB sollte die Umsetzung des Eigentumsmodells gestalterisch un-

terstützen. 

 Hierbei sollte sie auf einen Börsengang als horizontal integrierter Infra-

struktur- und Transportdienstleister drängen. 

 Mit dem Staat sind klare Vereinbarungen über Art und Intensität der 

ersten Fremdvergaben der Infrastrukturbewirtschaftung zu treffen. Dies 

ist insbesondere vor dem Hintergrund der Beschäftigungssicherung 

wichtig, die auch im Interesse des Staats ist.  

 Die entscheidende Rolle der DB als Systemführer bei der zukünftigen 

Entwicklung von wettbewerbsfähigen Mobilitäts- und Logistikkonzepten 

die unter Einbindung der Schiene eine wirkliche Alternative zum Stra-

ßenverkehr bieten, sollte mit dem Staat vereinbart werden. Eine dem-

entsprechende staatliche Unterstützung zum Auf- und Ausbau der not-

wendigen Infrastruktur an den Schnittstellen der Reise- und Transport-

ketten sollte eingefordert werden. 
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11.  Schlussbemerkung 

Angesichts der heftig und unversöhnlich geführten politischen und öffentli-

chen Diskussion um die zukünftige Organisationsstruktur von Netz und 

Betrieb ist die von beiden Seiten gewählte Strategie, mit immer neuen 

Gutachten und Studien die jeweilige Position zu untermauern, nicht ziel-

führend.  

Das Eigentumsmodell stellt eine Alternative zwischen dem Trennungsmo-

dell und der integrierten Bahn dar, die im Gegensatz zu diesen keine K.O.-

Kriterien hat, die eine Umsetzung verbieten. Außerdem verbindet es mög-

liche Verbundvorteile der integrierten Bahn mit den Vorteilen einer unab-

hängigen staatlichen Infrastrukturhoheit.  

Auf dieser Grundlage sollten die Deutsche Bahn und der Staat einen 

Kompromiss aushandeln, der den strategischen Zielen beider Partner wei-

testgehend gerecht wird. Dieser kann bei einer richtigen Ausgestaltung 

eine gute Grundlage sein, damit… 

 …die DB schnell an die Börse kann und ihre Entwicklung zum internati-

onalen Infrastruktur-, Mobilitäts- und Logistikdienstleister fortsetzt.  

 …der Staat über die implizierte Erhöhung der Gesamteffizienz seine 

Kernziele: „Mehr Verkehr auf der Schiene“ und „Entlastung des Staats-

haushaltes“ erreichen und sich zu großen Teilen aus dem Schienenver-

kehr zurückziehen kann. 

 …der Schienenverkehr über eine höhere Effizienz und bessere Ange-

bote die Auslastung von Zügen und Infrastruktur erhöht und so endlich 

seine Systemvorteile ausspielen kann.  

So wäre schließlich allen geholfen… 
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